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Am 15. Auguſt iſt zwiſchen dem Senat der Freien Stadt Danzig 
und der polnischen Regierung eine Vereinbarung zuſtande gekommen, 
die ſich auf dem Papier gar nicht Jo übel ausnimmt. Die polniſche 
Regierung hat nämlich erklärt (ebenſo wie es ümgekehrt von ſeiten 
des Danziger Senates geſchehen ilt), ſie ſei feſt entſchloßen, „ſoweit es 
in ihrer Macht ſteht“, „energiſch auf ihrem Gebiet gegen 
jede Wirtſchaftspropaganda vorzugehen, die 
gegen Danziger Wirtſchaftsunter nehmungen und 
die aus Danzig kommenden Erzeugniſſe gerichtet 
Jind, ſowie von ihrer Autorität Gebrauch zu machen, um feindliche 
Handlungen oder Kundgebungen, die gegen Perſonen Danziger 
Staatsangehörigkeit gerichtet find, zu verhindern“. Die polniſche Ve- 
gierung bat danach alſo versprochen, den Boykott der Danziger Er⸗ 
zeugnijfe und Bäder, den fie ſeit faſt einem Jahre mit Hilfe ihrer amt- 
lichen Orgaue durchführt und unterſtützt oder zum mindeſten billigt, in 
Sukunft zu unterlajjen und zu verhindern. Was iſt von einem ſolchen 
Verſprechen zu halten? 

Schon vor kurzem hat, wie erinnerlich, die Warſchauer Negierung 
die iprozentige Wertgebühr wieder aufgehoben, die fie Mitte Juli für 
die zur Einfuhr nach Polen zugelaſſenen Danziger Waren eingeführt 
hatte. Wenn ſie hier die Danziger Forderung erfüllt und jetzt ſogar 
einen weiteren Abbau der Boykottmaßnahmen in Ausſicht geſtellt hat, 
jo liegt noch lange kein Grund zu der Annahme vor, daß fie nun auch 
ernstlich entſchloſſen wäre, der Freien Stadt Danzig das ſich aus der 
Tatſache der Wirtſchaftsunion ergebende, ſeit längerer Zeit aber vor— 
enthaltene Recht auf freie Belieferung des polniſchen Marktes wieder 
einzuräumen. Wenn ſich Polen hier zu einer friedlichen Gejte bequemt 
hat, jo hat das wohl folgende Gründe: Einmal hat man erkannt, 
daß ein Boykott Danzigs auch für Polen nachteilige Solgen teils wirt- 
Ichaftlicher, teils politiſcher Art haben kann. Die Boykottpolitik führt 
nämlich zwar mit Sicherheit zu dem gewünſchten Ziel einer empfind- 
lichen Schädigung der Danziger Wirtſchaft, ſie zwingt andererſeits 
aber die Freie Stadt Danzig auch dazu, entsprechende Abwehrmaß⸗ 
nahmen zur Sicherung ihrer bedrohten wirtſchaftlichen Exiſtenz zu er⸗ 
greifen. Danzig bleibt angeſichts des polniſchen Bohybotts nichts 
anderes übrig, als 1. mit ähnlichen Mitteln, wie ſie Polen anwendet, 
den heimiſchen Markt vor einer Überflutung durch entbehrliche polniſche 
Produkte zu ſchützen und 2. engere Wirtſchaftsbeziehungen mit dem 
Sollauslande zu ſuchen, um ſich vom polniſchen Markte möglichſt unab— 
hängig ju machen. Beides kann Polen nur unerwünſcht ſein. 
Im erſten Salle würde die polniſche Wirtſchaft empfindlich geſchädigt 
werden, da ſie mit dem Dauziger Abjatmarkte einen ihrer be⸗ 
deutendſten Abnehmer verlieren würde; und im zweiten Salle würde 
eine wirtſchaftliche Verſelbſtändigung Danzigs eintreten, die durchaus 
nicht im Sinne der polniſchen Annektionsziele liegt. Was ferner die 
gegen den Beſuch Danzigs und feiner Seebäder betriebene Boykott— 
propaganda betrifft, Jo hat es von vornherein nicht an nüchternen 
polniſchen Stimmen gefehlt, die die ganze, namentlich vom (staatlich 
protegierten) Weſtmarkenverein aufgezogene Hetze als eine bedenkliche, 
weil die polniſchen öntereſſen Jelbft ſchädigende Torheit aufgefaßt 
haben. Es Jei klar, Jo jagten dieſe Stimmen, daß Polen nur an Ein- 
fluß auf Danzig verlieren könne, wenn ſich ſeine Leute dort nicht jehen 
ließen; man ſolle ſich nicht feige verkriechen, ſondern im Gegenteil in 
Maſſen nach Danzig fahren, um durch feinen Beſuch den polniſchen 
Willen zur Einverleibung der Freien Stadt in den polniſchen Staat zu 
dokumentieren; außerdem, ſo hieß es da weiter, ſchädige man durch 
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falls auch der Hrenzreviſionsfrage, ausgejett hat. 
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den Boykoft nicht nur die Danziger Wirtſthaft, ſondern auch die zahl- 
reichen polnischen Pensions- und HotgWelizer in Danzig und ſeinen 
Bädern, die dort „auf nationalen Voppoſten“ ſtänden. Aber die Argu- 
mente und Methoden des Wejtmarkenvereins haben ſich in der polni- 
chen Öffentlichkeit als zugkräftiger und wirkſamer als diefe zur Be⸗ 
Jonnenheit, zur „friedlichen Hurchdringung“ Danzigs mahnenden 
Stimmen erwiefen. Als Erfolg der polniſchen Boukotthetze kann felt- 
geſtellt werden, daß die infolge des Fernbleibens der polniſchen Be⸗ 
ſucher verſtärkte Fremdenverkehrswerbung des Danziger Senats be= 
reits jetzt zu einer Jo weſentlichen Hebung des Fremdenverkehrs aus 
Deutſchland und anderen Ländern geführt hat, daß man für das 
nächſte Jahr einen vollen Erſatz des durch den polniſchen Boykott ver- 
urſachten Einnahmeausfalls im Fremdenverkehr vorausſagen kann. 
1 75 hat wohl kaum in der Abſicht der polniſchen Boykottheter ge— 
legen. 

Aber dieſe Nachteile, die Polen aus ſeinem Boykott der Danziger 
Erzeugniſſe und Bäder erwachſen, ſind ſchwerlich der eigentliche An⸗ 
laß zu der in der Vereinbarung vom 13, Auguft bekundeten auffälligen 
Berſtändigungsbereitſchaft geweſen. Der eigentliche Grund ſcheint 
vielmehr die Furcht vor der kommenden Völker- 
bundstagung zu ſein. Man war ſich wohl im klaren dar- 
über, daß man lich durch die ſuſtematiſche und ſchikanöſe Behinderung 
der Danziger Einfuhr nach Polen der Gefahr einer grundſätzlichen 
Aufrollung des Danziger Problems, nicht nur der Frage der Wirt— 
ſchaftsbezlehungen zwiſchen Danzig und Polen, ſondern gegebenen- 
Das 
aber will man unter allen Umständen verhindern. Man glaubt nun durch 
die Friedensgeſte dem Danziger Senat die Grundlage für einen 
ſoſchen Neviſionsvorſtoß entziehen zu können. Sür die polniſche 
Negierung handelt es Jich bei der Vereinbarung 
vom 13. Auguſt um ein taktiſches Manöver, das fie 
wohl nur ſo lange mitmachen wird, als es ihr not⸗ 
wendig erſcheint, um die Aufrollung des Danziger 
Problems in Genf zu verhindern. Die polniſche Regie- 
rung weiß aus Erfahrung, wie leicht der Völkerbund dazu zu veran— 
laſſen iſt, ſelbſt brennende Streitfälle als „erledigt“ zu den Akten zu 
legen, wenn ihm nur irgendein auch noch Jo fadenſcheiniges Verſtändi— 
gungsverſprechen vorgelegt wird. Noch immer hat es Polen, wenn 
eine Völkerbundstagung bevorſtand, verſtanden, in den Angelegen⸗ 
heiten, deren Behandlung in Genf ihm unbequem war, eine „vielver= 
ſprechende“ Geſchäſtigkeit zu entfalten, mit der es den Völkerbund 
an der Naſe herumgeführt hat. 

Der Danziger Senat hat keinen Anlaß, ſich in feinen praktiſchen 
Maßnahmen zur Sicherung der Danziger Wirtſchaft durch die Ver 
einbarung vom 13. Auguſt beirren zu ſaſſen. Wenn es ſich der Senat 
j. B. zur Aufgabe gemacht hat, für die Danziger In⸗ 
duftrieerzeugnifje neue Abſatz möglichkeiten im 
Sollauslande, alſo außerhalb Polens, zu erſchließen, 
oder wenn er ſich z. B. bemüht, durch eine verſtärkte Fremdenver- 
kehrswerbung im Reich für die vom Fremdenperkehr lebenden Er- 
werbszweige Danzigs die polniſchen Beſucher entbehr⸗ 
lich zu machen, ſo kann die polniſche Friedensgeſte kein aus- 
reichender Grund für ihn ſein, auf dieſe und ähnliche Maßnahmen, 
durch die Danzig als Produzent und Konſument mehr Bewegungs- 
freiheit gegenüber Polen erlangen ſoll, künftiabin zu verzichten. 

Fortsetzung auf Seite 402 unten. 
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Die polniſche Aus⸗ und Rückwanderung. 


Für den Arbeitsmarkt und die Sahlungsbilan? Polens hat die Aus- 
wanderung, ſei es die Dauer- oder die Saiſonwanderung, ſeit Beſtehen 
des Staates eine bedeutende Rolle gefpielt. Die Unmöglichkeit, bei dem 
geringen heimiſchen Kapitaldorrat die jährlich zuwachfende hohe Sahl 
von Arbeitskräften in der eigenen Volkswirtſchaft produktiv zu ver- 
werten, veranlaßte die polniſche Regierung bereits in den Jahren 1919/20, 
die Auswanderung behördlich zu regeln und durch Ver- 
einbarungen mit anderen Staaten den Auswanderern die wichtigsten 
jozialpolitiſchen Rechte ju ſichern. Derartige Abkommen wurden mit 
Srankreich, öſterreich, Deulſchland (i. 3. 1927), Jowie mit Kanada, 
Braſilien, Peru und anderen Staaten geſchloſſen. Als Hauptwande- 
rungsziele kamen in Europa Frankreich und Deutjchland, in überſee 
Kanada und Argentinien in Betracht. Die nach Frankreich wan⸗ 
dernden Polen gingen zum größten Teil in das nordoſtfranzöſiſche Indu- 
ſtriegebiet (wohin in den erſten Nachkriegsjahren auch viele Polen aus 
dem Nuhrgebiet ausgewandert waren); ſie gingen dorthin 3. C. mit der 
Abſicht, ſich dort dauernd niederzulaſſen, . C. um als Induſtrie- und 
Bergarbeiter innerhalb einiger Jahre ſich eine Summe zu erſparen, die 
ausreichte, um ſich in der Heimat eine eigene kleine Exiftenz zu begründen. 
Bei den nach Deutſchland auswandernden Polen handelte es ſich 
um landwirtſchaftliche Saiſonarbeiter, die ſich nur für kurze Seit in 
Deutſchland aufhielien. Dagegen waren die in überſeeiſche Länder 
gehenden Polen überwiegend Dauerwanderer, d. h. ſolche, die ſich in 
den betreffenden Ländern für ſtändig niederließen. Die polniſche Hoff- 
nung, einen großen Teil der zur Auswanderung Drängenden nach den 
Vereinigten Staaten leiten zu können, wo fie das bereits vor- 
handene, nach Millionen zählende und 3. T. gut organiſierte Polentum 
(das in den Jahren 1918/9 einen nicht zu unterſchätzenden Einfluß auf 
die Wilſonſche Politik ausgeübt hat) hätten verſtärken können, wurde 
durch die amerikaniſchen Einwanderungsgeletze zerſtört, durch die die 
auf Polen entfallende Einwanderungsquote ſehr empfindlich herab- 
gedrückt wurde. Die polnische Regierung ſuchte durch entſprechende 
Vereinbarungen mit anderen amerikaniſchen Staaten Erſatz für das 
verſchloſſene Cinwanderungsgebiet der Vereinigten Staaten zu ſchaffen. 
Dieſe Bemühungen waren inſofern erfolgreich, als von 1926 an eine 
ununterbrochen und ſtetig ſteigende Auswanderung nach Kauada ein- 
jetzte. In den folgenden Jahren wurden entfprechende, 3. T. aber 
weniger erfolgreiche Abmachungen mit Brajilien, Argen 
tinien und Peru getroffen. 

Über den Umfang der polnischen Aus- und Rückwanderung geben 
die vom polnischen Auswanderungsamt veröffentlichen Zahlen Aus- 
kunft. Danach war in den Jahren 1919 bis 1922 die Wande⸗ 
rungsbilanz für Polen aktiv, d. h. die Auswanderung aus Polen war 
geringer als die Nückwanderung aus dem Ausland nach Polen. Die 
Angaben für dieſe vier erſten Nachkriegsjahre können jedoch nur einen 
recht geringen Anspruch auf Zuverläſſigkeit erheben. Bon 1923 an 
überwog die Zahl der Auswanderer diejenige der Nückwanderer, wie 
aus nachſtehender Überſicht hervorgeht, deren Zahlen zwar auch in 
mancher Hinſicht anfechtbar ſind, aber immerhin eine Vorſtellung von 
Umfang und Richtung der polniſchen Wanderungsbewegung geben: 


Auswanderer Rückwanderer 
. nicht⸗ nicht⸗ Bilanz 

Ihr ins⸗ europ. europ. europ. europ. 

geſamt Länd. Länder ſinsgeſamt Länd. Länder 
1923 127 42122 511 40 499 34 574 
1924 71 593 55 401 52082 | 28608 | 6629 8231 45 985 
1925 81 218 38 449 42769 | 21232 4101 17131 |— 59986 
1926 167 509,49 894 117616 | 55188 6017 | 49171 — 112 321 
1927 147 614 58 187 89427 | 79813 6799 73014 |— 67 801 
1928 | 186 630 64 581 122 049 | 119080 | 6159 | 112921 — 67550 
1929 243 442 65 310 178132 | 104503 | 6571 | 97932 — 138 939 
1930 218 387 46 534 171853 } 101084 | 7625 | 93459 117 303 
1931 76 00511770 64235 | 87678 | 7223| 80455 |+ 11673 


Demnach weiſt Polen von 1923 bis 1930 eine palfive 
Wanderungsbilanz; auf. In dieſen acht Jahren wurden ins⸗ 
geſamt etwa 1,25 Millionen Auswanderer, dagegen nur 0,55 Millionen 
Rückwanderer gezählt; es haben alſo in diefer' Zeit rd. 700.000 mehr 
Perſonen Polen verlaſſen, als dorthin zugewandert ſind. Die Höchſt⸗ 
zahl der Auswanderer wurde im Jahre 1929 mit nahezu einer Viertel⸗ 
million erreicht. Von den 1,25 Millionen Auswanderern ſind 856 000 
in europäiſche Länder gegangen, d. h. nach Deutſchland und 
Frankreich; die Auswanderung in andere europäische Länder hat jähr- 
lich nur einige tauſend betragen. Dieſen 856000 Auswanderern nach 
europäiſchen Staaten ſtehen rd. 486000 Nückwanderer aus dieſen 
Ländern gegenüber. Das iſt für Polen ein Wanderungsverluſt von etwa 
570 000 Menſchen. Soweit es ſich bei den Auswanderern nicht um ver- 
drängte Minderheitsangehörige gehandelt hat, iſt Frankreich das 
Land, das den Auswanderungsüberſchuß Polens aufgenommen hat. 
Nach Frankreich find z. B. in den drei Jahren 1928 bis 1930 200 155 
Polen ausgewandert, jedoch nur 28 285 von dort nach Polen zurüc- 
gewandert. Demgegenüber hat Deutſchland in dem gleichen drei= 
jährigen Seitraume 250 009 Menſchen aus Polen erhalten und faſt 
ebenſoviel, nämlich 245 ooo, dorthin wieder jurückgeſchickht. Im Ver- 
hältnis zu Deutjchland hat es ſich alſo um eine ausgeſprochene 


Saiſonwanderung gehandelt. — Ganz anders liegen die Ver⸗ 
hältniſſe bei der polnischen Uberjee wanderung, an der vor- 
wiegend Kanada und Argentinien, dann — im weiten Abſtand — die 
Bereinigten Staaten, Braſilien und Uruguay, ſowie Paläftina (jüdiſche 
Auswanderer!) beteiligt find An der polniſchen Heſamtauswanderung 
in den acht Jahren 1923 bis 1930 waren die nichteuropäiſchen Länder 
mit einem knappen Viertel beteiligt. Sie haben im genannten Zeit- 
raum rd. 400 000 Zuwanderer aus Polen erhalten, aber nur 50000 
Aückwanderer an Polen verloren. Es hat ſich hier alſo im weſentlichen 
um eine Dauerwanderung gehandelt. Die nach Überfee aus» 
gewanderten Polen haben dort faſt durchweg eine neue Exiſtenz als 
Arbeiter oder Siedler gefunden. Nach Kanada z. B. Jind in den 
Jahren 1928 bis 1950 65579 Polen ausgewandert, die Sahl der 
Rückwanderer hat nur 4317 betragen. 

Im Jahre 1931 machte ſich in der Entwicklung der polniſchen 
Auswanderung ein (chon i. J. 1930 beginnender) ſtarker Um⸗ 
ſchwung bemerkbar. Unter dem Einfluß der Weltwirtjchafts- 
kriſe ſperrten ſich die Cinwanderungsländer nicht nur mehr und mehr 
gegen die unerwünſchten polniſchen Zuzügler ab, ſondern fie gingen auch 
daran, zur Entlaftung ihres Arbeitsmarktes die bereits zugewanderten 
Polen wieder in die Heimat abzuſchieben, bzw. wanderten die Polen, um 
dem in der Fremde doppelt ſchweren Schickſal der Arbeitsloſigkeit zu 
entgehen, freiwillig in die Heimat zurück. Sunächſt ſetzte Deutſch⸗ 
land die Sahl der zugelaſſenen Saifonarbeiter im Jahre 1931 gegen- 
über den Vorjahren erheblich herab. Dann ergriff auch Frankreich 
ſcharſe Maßnahmen zum Schutze des heimiſchen Arbeitsmarktes. Die 
Auswanderung nach Kanada kam faſt völlig ins Stocken; auch die 
Vereinigten Staaten, Brafilien und Argentinien 
droſſelten die Einwanderung ab. Dadurch ging die polniſche Se- 
jamt auswanderung, die im Jahre 1959 noch 218 387 Perſonen 
betragen hatte, im Jahre 1951 auf 76 005 Per jo nen zurück. 
Sie war damit um 11673 Perſonen geringer als die 
NRückwanderung nach Polen. Für die wichtigſten Länder er- 
geben ſich folgende Aus- bzw. Nückwanderungszahlen: 


Br. aſi⸗ 
lien 


„Verein. 
Staaten 


Ta Arge 
tinien 


nl: 
ch Kanada 


Auswanderung nachſ 77 54086 500 16 940 15 408 6909 


1930 { 0 
Rückwanderung aus 75 5339 779 1831 2439 ö 1096 | 340 
1931 Auswanderung nachſ 32302/28396 | 1326| 4423 1353 1111 


Rückwanderung aus| 45 689!26 174 | 2326| 2365 | 1024 | 151 


Diefe Entwicklung hat ſich im laufenden Jahre noch 
weiter verſchärft. In den erſten vier Monaten des Jahres 1932 
ſind nur 2217 Perfonen aus Polen in andere europäiſche Länder 
ausgewandert, dagegen 13 559 von dort nach Polen zurückgewandert. 
Von dieſen Nückwanderern entfallen allein 12 486 auf Frankreich, das 
die Polen in Mafjen mehr oder weniger jwangsweiſe abſchiebt. An 
Einwanderern aus Polen nach Deutſchland wurden im erſten Drittel 
dieſes Jahres nur 81 ausgewieſen gegen 3 Perfonen, die nach Polen 
jurückgewandert find. Polniſche Salfonarbeiter find in dieſem Jahre 


bekanntlich nicht mehr zugelalfen. Auch die polniſche Auswanderung 


nach Überſee iſt nicht mehr nennenswert. Von Januar bis April d. G. 
wurden 2643 polniſche Überſee au s wanderer und 1451 Überſee rück- 
wanderer gezählt. — Während Polen im Durchſchnit der Jahre 1923 
bis 1930 etwa 150000 Menſchen ins Ausland ſthicken und damit nicht 
nur ſeinen Arbeitsmarkt ſtark entlaſten, ſondern ſich auch eine wert⸗ 
volle Deviſenquelle erschließen konnte (da ja die Auswanderer jährlich 
viele Millionen an Erſparniſſen in die Heimat Jandten), iſt ihm jetzt 
dieſes Ventil nicht nur völlig verſchloſſen, Jondern Polen ilt überdies 
auch noch gezwungen, Sehntaufende von Nückwanderern, die zumeiſt 
völlig mittellos daſtehen, aufzunehmen und zu verſorgen in einer Seit, 
in der es nicht mehr im entfernteſten in der Lage iſt, die ſchon vor⸗ 
handenen Kräfte im Produktionsprozeß unterzubringen. 


— — 
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Ebensowenig kann ſich der Senat durch das Protokoll vom 13. Auguft 
davon abhalten laſſen, das authentiſche Sahlenmaterial über den 
Warenverkehr zwiſchen Danzig und Polen, das ihm auf Grund ein- 
gehender Erhebungen demmächſt vorliegen wird, dazu zu benutzen, vor 
dem Völkerbundforum in Genf die ſuſtematiſche Schädigung der Freien 
Stadt durch den polniſchen Boykott Danziger Waren und durch die 
ungehemmte Überſchwemmung des Danziger Marktes mit polnischen 
Erzeugniſſen gründlich zur Sprache zu bringen und feine begründeten 
Forderungen zum Schutze der Danziger Wirtschaft zu ſtellen. Der 
Danziger Senatspräfident Dr. Ziehm hat Jelbft vor einer ber- 
schätzung der Bedeutung des Protokolls ausdrücklich gewarnt. Er 
habe, hat er vor‘ Preſſevertretern gejagt, den polniſchen Vertretern 
freimütig erklärt, daß er es nicht für möglich halte, die auf 


nationalem, Jozialem und wirtſchaftlichem Se⸗ 
biete zwiſchen Danzig und olen beſtehenden 
Schwierigkeiten mit einem Schlag zu beheben. 


„Sollte es nicht gelingen, die wirtschaftlichen Schwierigkeiten zwiſchen 
Danzig und Polen zu bejeitigen und Danzigs Handel und Induftrie 
lebensfähig zu erhalten, ſo würde nichts anderes übrigbleiben, als 
vor dem Nate des Völkerbundes das geſamte Problem Danzig von 
neuem aufzurollen; denn Danzig muß leben.“ Or. K. 
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Polniſche Seite. 


Im Gegenſatz zu den ſchwülſtigen Berichten, die die polnischen 
Negierungsblätter über das „Seft des Meeres“, das am 31, Juli in 
Sdingen ſtattfand, gebracht haben, hat die nationaldemokratifche 
„Gazeta Warfſzawſka“ über den Verlauf des Feſtes ein 
recht abfälliges Urteil gefällt, ſie ſchreibt u. a.: 

„„. . Das Seſt in Sdingen war fatal organiliert, und wenn 
der Regierungskommiſſar Sabierowſki von ſeinem 
Poſten aus dieſem Grunde zurückgetreten ift, jo kann man 
dies nur gutheißen, da er bei dieſer Gelegenheit das Maximum ſeiner 
Unfähigkeit bewieſen hat. Es ſtellte ſich heraus, daß man nicht 
daran gedacht hat, die Stadt mit einer größeren Menge Proviant, 
ja nicht mal mit genügend Trinkwaſſer zu verſorgen. Nachdem die 
Leute, von Staub und Hitze ermüdet, die Neſtaurants und Kaffeehäuſer, 
und ſchließlich auch die Kioske um Selterswaſſer geſtürmt hatten, 
fehlte es ſchließlich an Speiſe und Trank. Noch ſchlimmer verhielt 
ſich die Sache mit dem Nachtlager. Zum Glück war die Nacht 
von Sonntag zu Montag warm. Man nächtigte alſo unter freiem 
Himmel, indem man ſich auf Gartenbänken, auf Naſenflächen oder 
Jogar direkt auf den Bürgerſteigen zur Nuhe legte. Aber dies alles 
iſt noch nichts im Vergleich zu dem, was bei der Organisierung 
des Cransports vor ſich ging. Auf dem Bahnhof herrſchte ein 
rieſiges Chaos. Die auf den Bahnſteigen juſammengepferchten 
Menſchen warteten ſtundenlang auf die Züge, ohne von irgend jemand 
Informationen über die Seit und die Nichtung der Abfahrt der Züge 
zu erlangen. Jeder abgehende Zug wurde wie eine Feſtung geſtürmt. 
Die Leute drängten ſich durch die Senſter in die Waggons, krochen 
auf die Dächer, fuhren auf den Puffern. Die Mitglieder der ein- 
zelnen Organisationen, ja ſogar die Samilien verloren den Kontakt 
miteinander, und in dem Gedränge kam vielen Personen das Gepäck 
abhanden, die Kleider wurden beſchädigt uſw. Beſonders hatten die 
Frauen zu leiden, jo daß zahlreiche Ohnmachtsanfälle vorkamen. Es 
ſpielten ſich direkt dantiſche Szenen ab...“ 

* 


Im Suſammenhang mit dem „Seft des Meeres“ in Gdingen be- 
Ichäftigte ſich das Wilnaer „Slowo“, ein der Regierung naheſtehendes 
Blatt, mit der „Nota“, dem bekannten deutſchfeindlichen Hetzlied, in 
einem längeren Artikel, der vor allem den Nationaldemokraten wenig 
Freude gemacht haben mag: „. .. Die Frage, ob Lieder, die in 
Gegenwart des Staatsoberhauptes gejungen werden, ſich dazu eignen, 
ebenfalls als Symbol behandelt zu werden, muß entſchieden bejaht 
werden. Was heißt das allo, daß die „Nota“ der Konopnicka mit 
ihrer abſcheulichen Wendung: „Cr wird uns nicht ins Geſicht 
Jpucken“ in Gdingen innerhalb des ganzen Apparates der Majeſtät 
der Republik gefungen wurde? Wir können es verjtehen, daß während 
der großen und hervorragenden Manifeſtation ein Geſang notwendig 
war, der in einfacher und anſprechender Weiſe die Gefühle der 
Menſchenmaſſen zum Ausdruck gebracht hätte: „Wir geben das Land 
nicht preis, woher wir ftammen“ — dies find ſentimentale Worte, Jo 
ſingen vielleicht Leute, die von Juden angeregt werden, Schiffskarten 
nach Amerika zu kaufen, fo fingt aber nicht ein Volk, hinter dem eine 
ſtaatliche Organisation, eine große Armee, Batterien von mächtigen 
Geſchützen ſtehen. Freilich ſteckt in diefen Worten nichts Unanftändiges. 
Dagegen beleidigen die Worte: „Der Deutſche wird 
uns nicht ins Seſichtſpucken“ — denjenigen, der fie 
Jingt, beleidigen feine nationale, ſtaatſiche und menſchliche Würde. 
Es liegt in der Tat etwas Pathologiſches darin, 
daß die Leute dieſe „Rota“ ohne Scham, ohne Ge- 
fühl dafür fingen, daß fie irgend etwas Lächer⸗ 
liches und zugleich Skelhaftes tun... Wie kann man 
es“, fragt das Blatt weiter, „mit alledem (d. h. mit der Empfänglich⸗ 
keit des polniſchen Volkes für Komplimente, Titel, Zeremonien uſw.) 
vereinbaren, daß dieſes Volk, wenn es politiſch etwas manifeftieren 
will, als maximales politiſches Programm eine Loſung aufftellt, die 
darin beſteht, daß man anderen Völkern verbietet, ihm in die 
Vifage zu ſpucken Waren doch die Nuſſen“, heißt es dann 
weiter, „berühmt wegen ihres Geſchmacks, ſich ſelbſt zu beſpucken und 
lich ſelbſt, ihr Vaterland und den Staat zu erniedrigen. Und doch 
jangen fie in der Nationalhymne ein Lob auf den Zaren. Und wenn 
jemand in einer für den Zaren beſtimmten Humne die Wendung ge- 
braucht hätte: „Wir laſſen unſeren Zaren nicht in die Stejle ſchlagen“ 
— jo würde er für dieſe ſchönen Intentionen wegen Majeftäts- 
beleidigung mit Recht ins Gefängnis ſpaziert ſein. Kein Lied der uns 
bekannten europäiſchen Völker enthält den Fluch: „Ich werde nichts 
in die Freſſe bekommen.“ Wer könnte dies wohl ſingen? Die Neger 
in Amerika, irgendwelche Heloten, die an die Er⸗ 
niedrigung gewohnt ind, irgendwelche verfluchten 
Volksſtämme. Und doch liegt das „Spucken ins Geſicht“ in der 
Rangordnung der Beleidigungen noch um einen Platz tiefer als das 
Schlagen in die Freſſe. So ſingt ein Volk, das in der Geſchichte ein 
Grunwald und ein Wien hat.“ — Man braucht dieſer polnifchen 
Selbſterkenntnis kaum etwas hinzuzufügen. Nur bemerkt muß noch 
werden, daß die Polen den Sieg bei Tannenberg (Grunwald) in erſter 
Linie dem Verrat verdanken und daß ihre „Heldenrolle“ bei der 
Entſetzung Wiens von den Türken längft als eine der zahlreichen 
Legenden bloßgeftellt iſt, mit denen ſie fo gern den Nuhm ihrer 
Geſchichte bestreiten. 


Swei Wochen nach dem „Feſt des Meeres“, am 14. Auguft, fand 
in Gdingen das alljährliche offizielle Seft des polniſchen Regimes, der 
„Sag der Legionäre“, ſtatt. In Sonderzügen wurden die 
Legionäre über Danzig nach Gdingen befördert. Die Züge waren teil⸗ 
weile auch von polniſchen Militärtransporten, die, wie ſchon oft, nicht 
angemeldet waren, beſetzt. Die Züge waren mit Tannengrün, Sahnen 
und Transparenten geſchmückt, mit Auffchriften wie „Danzig war 
und bleibt polniſch l, „Weg mit Hitler, „Wehe dem 
Preußen, wenn er die Hand nach Pommerellen aus- 
ſtreck t Auf einem Wagen war ein Galgen dargeſtellt, an dem ein 
Nationalſozialiſt hing. Während des Aufenthalts auf dem Danziger 
Hafenbahnhof wurde von Polen, die zum Teil ihre Abteile verlafjen 
hatten und ſich auf dem Bahnſteig aufhielten, polniſche Hetz⸗ 
lieder geſungen und ferner auf Geheiß eines in Uniform befindlichen 
Offiziers ein Hoch auf Marſchall Piljudjki und das 
„polniſche“ () Danzig ausgebracht. Auch wurden von 
einigen Offizieren und Soldaten Säbel, Seitengewehre ſowie Piſtolen 
dverbotswidrig mitgeführt. Den Beamten der Schutzpolizei 
wurde mit Säulten gedroht und ihnen die Zunge gezeigt. — Die 
Tagung der Legionäre war weit ſchwächer bejucht als in den ver- 
gangenen Jahren. Die Sahl der Teilnehmer wird auf etwa 10000 
Köpfe geſchätzt. Weder der Marſchall Pilfudſki noch der Miniſter⸗ 
präsident waren erjchienen. Nach ihrer Ankunft wurden die 
Legionäre in Formationen zum Meeresſtrand geführt. Die polnische 
Slotte war, wie bei derartigen Gelegenheiten üblich, kuliſenförmig 
aufgebaut, um einen recht imposanten Eindruck zu machen. Den 
Höhepunkt der Feierlichkeiten bildete ein Sejtakt auf dem Wilſon⸗ 
Kai. Die alten Legionärfahnen aus dem Weltkrieg wurden von der 
Flotte mit Salutſchüſſen begrüßt. Dann wurden die Fahnen und 
Standarten anderer Organiſationen mit der Spitze ins Waſſer der 
Oftjee getaucht. Der Biſchof von Kulm, Dr. Okoniemfki, 
zelebrierte auf dem Wilſon-Kai eine Meſſe. Die Hauptanſprache 
hielt General Nic: Smigly, der u.a. betonte, daß die pol⸗ 
niſchen Legionäre als Träger des polniſchen Nationalgedankens ſich 
„mit dem Meere vermählt“ hätten und damit die Verpflichtung über- 
nehmen, bis zum letzten Blutstropfen dieſes echt urpolniſche Land 
gegen alle feindlichen Gelüſte zu verteidigen.“ Solche Reden iſt man 
nun nachgerade gewöhnt. * 

Marſchall Piljudfki war, wie erwähnt, nicht nach Sdingen gekommen. 
Die offiziöſe „Gazeta Polfka“ brachte zur größten Enttäuschung 
für die, die Ausführungen zu wichtigen aktuellen Fragen erwartet 
hatten, Erinnerungen des Marſchalls an die Anfänge der Legionen 
und an Geſchehniſſe zu Beginn des Weltkrieges. Der Aufſfatz ift im 
Jahre 1924 geſchrieben und bis jetzt im Archiv des polniſchen General- 
ſtabes aufbewahrt worden. Der Marſchall führt darin u. a. aus: 
„ .. Den Deutfchen find wir ſehr ſelten begegnet. Vom militäriſchen 
Standpunkt aus geſehen waren fie gute Kameraden und be- 
handelten uns wie Soldaten, was bei den Öfterreichern nicht der 
Fall geweſen iſt. Aus dieſem Grunde haben wir den Deutfchen gegen- 
über vom politiſchen Geſichtspunkt aus eine Unluſt genährt, während 
wir zu den Öfterreichern als Soldaten Haß empfunden hatten.“ Das 
war nicht ganz nach dem Geſchmack der Leute, die ſich in Gdingen 
verſammelt hatten, um dort eine antideutſche Kundgebung zu 
„jelebrieren“, " 


Bilanz der Zoppofer Waldoper. 


Die Seſtſpielwoche der Soppoter Waldoper war diefes Jahr von 
beſonderem Glück begünstigt. An allen fünf Aufführungstagen iſt 
während der Vorſtellungen nicht ein einziger Tropfen Regen gefallen. 
Ein jolches Glück iſt der Zoppoter Waldoper ſchon lange nicht mehr 
beſchieden gewesen. Es liegt ſchon viele Jahre zurück, daß man eine 
ähnlich günftige Wetterkonſtellation verzeichnen konnte. Die letzte 
„Lohengrin“ -Aufführung hatte einen Nekordbeſuch aufzuweiſen; es 
waren nicht weniger als 2467 Sitzplätze und 2500 Stehplätze verkauft. 
Dieſe Sahl übertrifft die der letzten NRing⸗ Aufführung des Vorjahres, 
die von 2463 Sitzplatzinhabern und 2475 Stehplätzlern bejucht war. 
Die Geſamtbeſucherzahl d. J. betrug bei fünf Aufführungen 21871 und 
übertrifft noch die des Vorjahres, die bei ſechs Aufführungstagen 
ſich auf nur 21 786 belief. Aus der nachfolgenden Tabelle find die Be⸗ 
juchsziffern der einzelnen Aufführungen und dahinter in Klammern die 
Bergleichsziffern des Vorjahres zu erſehen: 


Sitzplätze Stehplätze 
1. Tag 2655 (2027) 1905 ( 814) 
EN) 2367 (1801) 1718 (1158) 
3. „ 2113 (1849) 1582 (1219) 
4. „ 2567 (2033) 1997 (1709) 
52 2467 (2095) 2500 (2154) 
6. „ — (2463) — 2475) 
zufammen: 12169 (12 257) + 9702 (9529) =21 871 (21 786) 


Trotz der höheren Beſucherzahl bleiben die diesjährigen Einnahmen 
ein wenig hinter denen des Vorjahres zurück, weil die Preiſe der Sitz⸗ 
plätze, mit Ausnahme der billigſten Kategorie, niedriger waren als 
jrüher. Alles in allem aber doch eine recht günſtige Bilanz, mit der 
Soppot zufrieden fein kann. Man ſieht: Es geht auch trotz des 
polniſchen Boykottsi 


rr 


re 404 


Die Korridor⸗Ausſprache in England und Amerika, 


In einem Artikel im Londoner „Dailg Telegraph“ legt der 
engliſche General Spears, dem man gute Beziehungen zu fran 
zöſiſchen Kreiſen nachſagt, die Beſorgniſſe Srankreichs wegen der Ent- 
wicklung in Deutſchland dar und kommt dann mit einem Vorſchlag zur 
Regelung der Korridorfrage heraus: Nichts, was in der Ver— 
gangenheit geſchehen ſei, dürfe die Mächte davon ab- 
ſchrecken, Deutſchland Gerechtigkeit zukommen zu 
lafjen und ſeine berechtigten Klagen aus dem Wege 
gu räumen. Hierzu gehöre vor allem der Korridor. 
Der Haß müſſe immer wieder neu angefacht werden, wenn Deutſche 
auf dem Wege von und nach Oſtpreußen durch fremdes Gebiet fahren 
und ſich den polniſchen Sollunterſuchungen unterziehen müßten. So 
außergewöhnlich es vielfach auch anmuten möge, ſo ſchlüge er ein 
Doppeljuftem von Brücken und Tunnels vor. Oft- 
preußen müjfe durch mehrere Streifen Landes mit 
Deutſchland verbunden werden. Polen ſolle den Weg 
zum Meere behalten und entweder durch Tunnels oder durch Brücken 
unter und über den deutſchen Gebietsſtreifen die Verbindung zu ſeinen 
einzelnen Landesteilen herſtellen. Jugeſtändniſſe ſeitens Polens würden 
auf jeden Sall lohnen, da die Freundſchaft mit Deutſchland wertvoll ei. 
Frankreich würde unzweifelhaft jeden Schritt begrüßen, der zur Be⸗ 
ruhigung der öffentlichen Meinung und zur Verbeſſerung der Be— 
ziehungen zwiſchen Polen und Deutſchland beitragen könnte, — Eine 
jolche „Löſung“ der Korridorfrage mag von dem Engländer gut 
gemeint ſein, ſie trägt aber in keiner Weiſe der Catſache Rechnung, 
daß dieſer Streitfall nur durch klare und eindeutige Maßnahmen, d. h. 
durch Rückgabe des ganzen Korridorgebietes an Deutjchland gelöſt 
werden kann, wobei zu bemerken fft, daß unter Korridor nicht nur das 
Gebiet der heutigen Wojewodſchaſt Pommerellen zu verſtehen iſt. 


Die polniſche nationaldemokratiſche Preſſe veröffentlichte einen 
Auszug aus einem unter dem Citel „Deulſchland“ erschienenen Buche, 
das den Mitarbeiter der katholiſchen Wochenſchrift „Che Common 
wealth“, George M. Shuſter zum Verfaſſer hat und in welchem 
dieſer unter anderem auch den polnischen Sugang zum leere au- 
ſchneidet und den polniſchen Charakter Pommerellens 
bestreitet. Unter Sugrundelegung der Statiſtik und der deut- 
ſchen Argumente weiſt Shuſter in feinem Buch darauf hin, daß 
die Abtrennung der echt preußiſchen Gebiete von ihrem 
Vaterlande eine Ungerechtigkeit ſel. „Kein Geſchichtsſchreiber“, 
ſo führt der Amerikaner aus, „wird die Wahrheit ableugnen, daß 
die Landflächen, die jetzt der polniſche Korridor genannt werden, im 
Augenblick des Überganges in deutſche Hände (1792) 
nur eine Wüſte geweſen find, während fie jetzt, das 
heißt im Jahre 1919, als man fie zu Polen ſchlug, 
‚ein kulturell bewirtſchaftetes Gebiet darjtellen, 
und zwar nur dank der deutſchen Arbeit... Die na- 
tionaldemokratiſche Preſſe gibt ihrem Bedauern darüber Ausdruck, 
daß die polniſche Propaganda im Auslande nicht intenſid genug 
arbeite und daß die hervorragende (2) Nede, die Paderewſki kürzlich 
in Neuuork gehalten habe, Jo wenig beachtet worden ſei. 

Auf der diesjährigen Tagung des Inftitute of Politics in 
Williamstown, das ſich die Erörterung aktueller internationaler 
Probleme an der Hand von Vorträgen von Wiſſenſchaftlern und 
Sachverſtändigen der ganzen Welt zur Aufgabe macht, wurde 
die Stage des Weichſelkorridors behandelt. Als erſter Bericht— 
erſtatter, trat der Hiſtoriker an der Univerſität 
London, Counbee, auf. Er kam ju dem Ergebnis, daß jeden- 


ſchaffe. — Als zweiter Redner nahm Profe! 


falls die Verwaltung des Korridorgebietes Polen entzogen und daß 
dieſes Gebiet entweder unter gemeinJame deutſch⸗ 
polniſche oder neutrale Verwaltungsobhut ge⸗ 
ſtelltt werden müſſe. Er betrachtet aber auch dieſen Vorſchlag nicht 
als eine endgültige Löſung, Jondern als eine Regelung, die möglicher- 
weiſe wenigſtens eine günstigere Atmoſphäre für eine Schlußentſcheidung 
or b. Beckerath 
von der Univerfität Bonn das Wort. Er fette ſich dafür 
ein, daß das Korridorproblem im Rahmen einer allgemeinen euro- 
päilchen Verſtändigung zur Löſung zu bringen ſei, die ihren Ausgang 
von einer deutſch-franzöſiſchen Verſtändigung nehmen müßte. — Den 
Abſchluß der Erörterung brachte ein Vortrag des polniſchen 
Prefjeattahes Weintal, deſſen Ausführungen nur dadurch 
bemerkenswert find, daß er als einziger der Redner den Boden 
jachlicher Diskujlion verließ und in polemiſcher Sorm erklärte, Peutſch- 
land bezwecke mit feiner Forderung nach einer Reviſion nicht die 
Nückgabe des Korridors (0, Jondern es wolle nur die Stabilisierung 
des polniſchen Staates verhindern (IM). 
* 


Die Erörterung des Korridorproblems im Inſtitute of Politics in 
Williamstown und insbeſondere der Vortrag des Londoner “Profellors 
Tounbee gaben der „New York Times“ Veranlaſſung, Jich in 
einem Leitartikel auch ihrerſeits mit der Frage des Weichſelkorridors 
zu beſchäftigen. Das Blatt meint, Polen betrachte den Korridor als 
einen Landesteil, der ihm auf Grund des Prinzips der nationalen 
Selbſtbeſtimmung rechtmäßig übergeben worden ſei, wobei allerdings 
hinzugefügt werden müſſe, daß im Korridorgebiet niemals eine 
Volksabſtimmung ſtattgefunden habe, und daß alſo eine der⸗ 
artige polniſche Betrachtungsweiſe jeglicher 
Grundlage entbehre. „New York Times“ gehen hierauf nicht 
weiter ein, Jagen aber, daß der Grundjat der Selbſtbeſtimmung heute 
nicht mehr Jo guten Auf genieße wie vor fünfzehn Jahren, da man ſich 
heute des hohen Preiſes der wirtſchaftlichen Desorganiſation bewußt 
fei, den man im Namen des Selbſtbeſtimmungsrechtes bezahlt habe. 
Man ſei, Jo. ſagt das Blatt, ſich auch der Bedrohung des europaiſchen 
Sriedens bewußt, angefichts der deutſchen Unzufriedenheit mit der 
Sfolierung Oſtpreußens. Die ganze Welt ſei heute durch 
das Korridorproblem beunruhigt. Polen Jollte, da es 
ja durch die Lotarnoverträge geſchützt fei, in der Korridorfrage den 
Wünſchen der gemäßigten Deutjchen entgegenkommen. 

* 


Die Oflgrenze muß baldigſt abgeändert werden! 
Der frühere franzöſiſche Miniſter Heorges Bonnet (der an der 
Lauſanner Konferenz als franzöſiſcher Hauptvertreter teilgenommen hat) 
veröffentlicht in der Pariſer Zeitſchrift „Information“ Erinnerungen 


an Streſemann. Danach hat Streſemann in einer Unterhaltung über 


politiſche Fragen zu Bonnet wörtlich gejagt: „Rein Deutſcher, 
nicht ein einziger, wird jemals die abſurde ‚olt- 
grenze anerkennen, die Deutjchland aufgezwungen worden iſt. 
Die Ungerechtigkeit iſt Jo groß, daß eine friedliche Res 
viſion innerhalb von wenigen Jahren notwendig er⸗ 
Scheint.“ Der damalige Außenminiſter hat damit nur der Überzeugung 
des ganzen deutſchen Volkes Ausdruck gegeben. Wir hoffen, daß 
jede deutſche Reichsregierung ſich auf den gleichen Standpunkt ſtellt, 
bis die Abänderung der Oſtgrenze, d. h. die Wiederherausgabe der 
uns geraubten Oſtgebiete, erreicht iſt. 


Papée und die Piſtole des Abg. Greifer. 


Der nationalſozialiſtiſche Volkstagsabgeordnete Sreiſer, der 
Mitglied der Danziger Delegation des Hafenausſchuſſes iſt, hatte un- 
längſt im Danziger nationalſozialiſtiſchen Parteiorgan eine ſcharfe Kritik 
an den Zujtänden im Hafenausſchuß geübt. Der polniſche Berufs- 
verband regte ſich hierüber auf und verfaßte eine ſcharfe Reſolution, 
in der am Schluſſe gedroht wurde, „daß die bisherige Handlungsweise 
des Abg. Greiſer die Suſammenarbeit mit ihm unmöglich mache und 
die Eventualität gewiſſer Swiſchenfälle berauf- 
beſchwöre, für die Herr Greifer die Verantwortung tragen würde“. 
Das Danziger Polenblatt, die „Sazeta Gdanska“, veröffentlichte dann 
am 9. Auguſt einen Artikel, in dem behauptet wurde, daß der Abg. 
Greiſer ins Büro des Hafenausſchuſſes gekommen ſei, um den pol- 
nischen Abg. Czarnecki, den Vorſitzenden des polniſchen Berufsverbandes, 
zu beſuchen. Er habe hierbei ſeinen Revolver gezogen und erklärt: 
„Der iſt gut, der trifft vorzüglich, ich fürchte eure polniſchen Drohungen 
nicht, die höchſtens meine Stellung im Hafenausſchuß ſtärken können.“ 
Und der polnische diplomatiſche Vertreter, Dr. Papée, wußte nichts 
Beſſeres zu tun, als noch am gleichen Tage — wann mag er den Sach- 
verhalt wohl geprüft haben? — an den Senat der Freien Stadt ein 
Schreiben ju richten, in dem er anfragte, „welche Maßnahmen der Senat 
zu ergreifen gedenkt, um die Sicherheit und das Leben der polniſchen 
Beamten im Hafenausſthuß zu gewährleisten“. In der Note wird weiter 
geſagt, daß, „falls die Antwort des Senats nicht befriedigend aus- 
fallen Jollte, ſich Polen an den Hohen Kommiſſar des Völkerbundes 
werde wenden müjlen, um die für das normale Funktionieren des 


Apparates des Hafenausſchuſſes notwendige perſönliche Sicherheit der 
polniſchen Beamken zu garantieren“. . Euer 

Wie liegen die Dinge? Der Abg. Greifer ſchilderte ſie wie folgt: 
Gelegentlich einer Unterhaltung mit dem Hafendirektor Bruns und 
einigen Herren über techniſche Arbeiten habe er den polniſchen Ingenieur 
Noſochowic; über die Entſchließung des polniſchen Berufsverbandes, 
deſſen Vorſtand dieſer angehört, befragt. „Ich fragte Herrn N., was 
denn die Polen an mir auszuſetzen hätten, ob ſie ſich im Dienſt durch 
mich geſtört fühlten? Die Unterhaltung nahm dabei eine ſcherzhafte 
Wendung, und ich fragte ſchließlich, was denn mit der offenen Drohung 
der Entſchließung gegen mich gemeint ſei? Sch muß hierzu bemerken, 
daß ich mich viel im Hafen zeige, und daß offenbar Strömungen 
im Gange find, eine gewiſſe Mißſtimmung bei den 
polniſchen Arbeitern gegen mich zu ſchüren. Es find 
Außerungen gefallen, ich ſollte mich nicht mehr im Hafen ſehen lajlen 
und ähnliches. Auf der anderen Seite bin ich in. den letzten zwölf 
Tagen wohl mindeſtens 20mal telephoniſch oder ſchriftlich gemein be⸗ 
droht worden. Man hat auch meine Frau und meine Kinder an⸗ 
gerufen und hat ihnen gejagt, daß ich nicht mehr lebend nach Haufe 
kommen würde. Aus dieſem Grunde trage ich eine Waffe bei mir. Im 
Hinweis auf dieſe Vorkommniſſe habe ich auch in jener Unterhaltung 
erklärt, daß mich ſolche Drohungen, wie ſie die Neſolution ausjprechen, 
nicht ſchrecken, und daß ich mich meiner Haut ſchon zu wehren wiſſen 
würde. Papee dürfte ſich mit Jeiner voreiligen Note wieder einmal 
blamiert haben. 
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Die deutſchen Hiſtoriker und der Gſten. 


In den erſten Auguſttagen fand in Göttingen der 18. Deutſche 
Hiſtorikertag ſtatt. Nie zuvor haben deutſche Hiſtorikertage 
ein jo geſchloſſenes und aktuelles Thema behandelt wie diefer, der 
völlig im Zeichen der Oſtfragen ſtand und bewies, daß die 
deutſchen Hiſtoriker ſich ihres Berufes und ihrer Verantwortung vor 
dem Volke bewußt ſind. Die Beteiligung aus allen Teilen des Reiches, 
vor allem aus dem Oſten, wie auch aus Danzig, der Tfcheryoflowakei 
ufw., war ſtark. Von zwei Ausnahmen abgeſehen, galten alle Vorträge 
Ne der Wechſelwirkungen der deutſchen mit der flawiſchen 
Welt. 

Prof. Dr. Herrmann berichtet über den Verlauf der Göttinger 
Tagung wie folgt: Die Ausführungen von Cuſtos Takenberg, 
Hannover, über die Beziehungen zwiſchen dem Oder⸗ 
Weichſel⸗ Gebiet und Südrußland in der Eijenzeit 
gipfelten in dem Nachweis, daß die Forſchungsergebniſſe, nach welchen 
die germaniſchen Wanderungen aus dem Oder-Weichſel-Gebiet 
zwiſchen jooo vor und 600 n. Chr. in Südrußland tief und lange nach- 
gewirkt haben, nicht erſchüttert worden ſind durch die Verſuche neuerer 
polnischer Sorſcher, zwiſchen der flawiſchen Kultur nach dieſer Pe- 
tiode und prähiſtoriſchen Sunden aus der Seit vor 1000 d. Chr. 
eine Verbindung herzuſtellen. Weit ſtärker tritt innerhalb der höchſt 
äntenſiven polniſchen Geſchichtsſchreibung unſerer Tage die gleiche 
Tendenz dort hervor, wo in wiſſenſchaftlichem Sewande für For- 
derungen der polniſchen Tagespoliiik Stützen aus der Vergangenheit 
herbeigeſchafft werden. Hier ſpielt ſich ein höchſt bedeutjamer Teil 
des Ningens um die Oſtmark ab, und niemand wird die Gefahr dieſer 
raſch anwachſenden Literatur verkennen, der ſich erinnert, welche prak- 
tiſchen Erfolge die Polen dadurch erzielten, daß ſie einſt den Ver- 
failler Staatsmännern, auf deren mangelhafte hiſtoriſche Kenntniſſe 
fie ſpekulieren durften, durch Schriften, Statijtiken und Landkarten 
alles Land bis zur Oder als ehemals polniſch hinſtellten. Den deut- 
ſchen Gelehrten, die in Göttingen wertvolle Forſchungsergebniſſe vor- 
trugen, um ähnliche polniſche Anſprüche zu zerſtören, gebührt darum 
lebhafter Dank. — Profeſſor Aubin, Breslau, zeigte in ſeinem 
Vortrag über die alte deutſch-ruſſiſche Grenze, wie ſich, 
im Gegenſatze zur Weſtgrenze des alten Deutſchen Reiches, feine Oſt⸗ 
grenze erſt im Laufe vieler Jahrhunderte bildete, und warum ſie 
gegenüber Polen ſpäter, langſamer und weniger feſt wurde als gegen- 
über Ungarn und in Böhmen. Bis auf den heutigen Tag wirkt ſich 
in ufjerem öſtlichen Grenzbild unheilvoll aus, daß Jeit Karl und Otto 
dem Großen niemals wieder die geſchloſſene Kraft eines deutſchen 
Geſamtſtaates im Oſten eingeſetzt werden konnte. — Wie ſich in 
dieſem deutſch-flawiſchen Grenzraum zuerst ein Nationalbewußt⸗ 
Lein entwickelte, erörterte in wertvoller Ergänzung Aubins der 
Königsberger Privatdozent Dr. Maſchke. Gerade in Grenz- 
gebieten offenbart ſich das Gefühl des Andersſeins, an delfen Schwelle 
der eigene Name und die Erkenntnis von der Verſchiedenheit der 
eigenen Sprache ſteht, beſonders ſtark. Die Überlegenheit, die den 
Deutſchen ihr ſtarker Staat, ihre höhere Kultur und vor allem ihre 
Sendung als Milſionare des Chriſtentums gegenüber den heidniſchen 
Slawen gab, führte dazu, daß die erſten literariſchen Äußerungen auf 
der deutſchen Seite zwar eine lebhafte, aber doch unpolitiſche Abneigung 


gegenüber den Slawen zeigen, während dieſe mit tiefgewurzelter Seind⸗ 


ſchaft gegen die Fremden reagieren. Mit dem Eindringen der ſtarken 
deutſchen Koloniſtenwelle in den Oſten ſteigert ſich der polniſche Haß 
unter ſtarker Betonung des eigenen Nationalbewußtſeins zu oft 
grotesken Formen, während die Deutſchen ſich zumeiſt auf ruhige Ab- 
wehr beſchränken. Nicht nur das Sicherheits- und Überlegenheits- 
gefühl des Herrenvolkes prägt ſich darin aus, Jondern auch ein Unter- 
ſchied im Volkscharakter, der den Deutſchen weniger als den Slawen, 
geneigt macht, die Weſensunterſchiede Jo ſcharf zu betonen und ihnen 
jo feindfeligen Ausdruck zu verleihen. — Eine wirkungsvolle Unter- 
malung zu den beiden vorausgehenden Vorträgen bot der Prager 
Prof. Pfitzner mit ſeinem Überblick über die ſtark politiſch orien- 
tierten literariſchen Beſtrebungen, eine Einheit des Slawen 
tums zu erweiſen, die durch die tatſächliche Entwicklung widerlegt 
werden. — Am ſchärfſten und unmittelbarſten in die politiſche Segen⸗ 
wart hinein führte der Vortrag von Prof. Recke, Dansig, über die 
Anfänge des polniſchen Staates in der Beleuchtung durch 
die moderne polniſche Geſchichtsſchreibung. Geradezu verblüffend ijt die 
Konſequenz und Syftematik, mit der heute die mittelalterlichen 
Quellen zugunften ihrer Ansprüche interpretiert und z. B. im Wider- 
Kin zu der unbequemen, aber ſehr wahrſcheinlichen Theje, daß die 

iaſtenherſöge und ihr Staat normannischen Ursprungs waren, in 
Anſpruch nehmen, daß der polniſche Staat feine Baſis an der Oſtſee 
zwiſchen Stettin und Danzig gehabt habe () „Das Seſt des Meeres“, 
das die Polen in dieſen Lagen Jo deinonftratio gefeiert haben, iſt nur 
eine der praktiſchen Nutzanwendungen aus ſolcher mit vielem gelehrten 
Aufwand auftretenden Literatur. — Aufſchlußreich war der Vortrag 
des Hallenser Profeffors Herzfeld, der es unternahm, an Hand der 
ruſſiſchen Aktenpublikation die ruffiſche Politik in den 
Monaten vor dem Ausbruch des Weltkrieges zu 
unterſuchen. Der Nachweis iſt ſchon heute faſt lückenlos zu führen, 
daß, abgeſehen von den innerpolitiſchen Schwierigkeiten, Rußlands 
Streben nach Beherrſchung der Meerengen und dem Protektorat über 
die Balkanſtaaten ohne Krieg gegen Sſterreich-Ungarn und Deutfch- 
land nicht durchzuführen war, und daß alles, was auf eine Ver- 
jögerung dieſes Suſammenſtoßes hinauslief, nur taktischen, nicht grund- 


ſätzlichen Erwägungen der Nuſſen entſprang. Namentlich die Politik 
Saſonows perjönlich erfuhr durch Herzfeld und in der Diskuflion durch 
Profeſſor Hoetzſch eine Deutung, die die Vermutung rechtfertigt, 
daß dieſer ruſſiſche Außenminiſter nach Abſchluß der Moskauer Akten- 
publikation neben Poincaré vielleicht als der Hauptſchuldige am Aus- 
bruch des Weltkrieges daſtehen wird. — Eine ſehr gedankenreiche Aus- 
legung von Bismarcks Oſtpolitik durch Profeſſor Noth- 
jels, Königsberg, beſchloß die Weihe der Vorträge. 


Im deutſchen Olten wirdemit geſchliffenenhiſtori⸗ 
Shen Waffen gekämpft. Das war der ſtarke Eindruck der 
Göttinger Tagung, und diefer Kampf wird fortgeſetzt werden, wenn 
die deutſchen Hiſtoriker 1934 in Danzig oder Königsberg wieder zu- 
Jammentreten. Vorher aber wird 1933 der Internationale 
Hiſtorikerkongreß in Warſchau ſtattfinden. Nachdem auf 
der Göttinger Tagung die nationalen und internationalen Geſichts⸗ 
punkte für und gegen eine deutſche Teilnahme ausgiebig erörtert 
worden waren, wurde bejchloffen, die endgültige Entſchei⸗ 
dung über die Teilnahme der deutſchen Historiker 
an der Warſchauer Cagung von der politiſchen 
Lage abhängig zumachen. Su dieſer Frage find einige grund 
ſätzliche Bemerkungen am Platze. Es iſt von verſchiedenen Seiten 
darauf hingewieſen worden, daß es der deutſchen Wilfenjchafter un- 
würdig ſei, ſich zu einer Konferenz in ein Land zu begeben, das wie 
Polen gegen Deutſchland eine betont feindliche Haltung ein- 
nimmt, das die deutſche Minderheit in ſeinem Staatsbereiche in der 
unwürdigſten Weise in all ihren wirtſchaftlichen und kulturellen Lebens- 
regungen hemmt und bedrückt, und delſen Preſſe und Wiſſenſchaft ſich 
fortgefetzt in abfälliger und oft geradezu ehrenrühriger Weiſe über die 
deutſche Selehrtenwelt äußert, weil diele in ihrer objektiven Sor=- 
ſchungsarbeit nalurgemäß zu Erkenntniffen und Darjtellungen gelangt, 
die für die polniſche Politik nicht gerade angenehm ſind. Diefe Bedenken 
find nicht ſo ohne weiteres von der Hand zu weiſen. Hat doch die 
deutſche Wiffenjchaft nach dem Kriege jahrelang ihre Beteiligung an 
internationalen wiſſenſchaftlichen Kongreſſen ablehnen müſſen, well es 
ihren Vertretern, ſofern fie überhaupt zugelaffen wurden, ſchlechthin 
unmöglich war, ſich jener haßerfüllten Atmofphäre auszuſetzen, die 
auch die wiffenshaftlichen Kreiſe im Auslande erfaßt hatte. Dieje Ver⸗ 
hältniſſe haben ſich heute von Grund auf wieder geändert. Die deutſche 
Wiſſenſchaft hat durch den fachlichen Ernſt ihrer Arbeit und durch die 
Unbeftechlichkeit ihres Urteils den Makel, den die Greuelpropaganda 
des Weltkrieges auch ihr angeheftet hatte, zunichte gemacht; und — das 
kann man wohl jagen — die Mitarbeit der deutſchen Gelehrten wird 
heute, wenn dieſe — wie es leider allzu häufig der Sall iſt — internatio- 
nalen wiſſenſchaftſichen Kongreſſen aus wirtſchaftlichen Gründen fern⸗ 
bleiben miüjfen, dort ſchmerzlich vermißt. In Polen freilich hat man es 
noch nicht verſtanden, ſich von dem alten Geiſt des Haſſes frei zu machen. 
Trotdem find die Gründe, die für eine deutſche Beteiligung am War- 
ſchauer Geographentag ſprechen, Jo ſchwerwiegend, daß fie, wenn nicht 
ganz beſondere Ereignijje eintreten ſollten, die entgegenſtehenden Be⸗ 
denken überwinden Jollten. Denn die deutſchen Hiſtoriker werden in 
Warſchau nicht nur als Vertreter der deutſchen Wiſſenſchaft, ſondern 
in dieſer Eigenschaft zugleich auch als Sachwalter des deut- 
ſchen Rechtes und Lebenswillens aufzutreten haben. Denn 
es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß es auf dem Warſchauer Kongreß nicht an 
Angriffen gegen die deutſche Geſchichtsforſchung im Hinblick auf das 
hiſtoriſche Anrecht Deutſchlands auf die entriffenen Gebiete fehlen wird. 
Da iſt es notwendig, daß ſolchen Angriffen ſofort entgegengetreten und 
den Polen durch das Sernbleiben der deutſchen Hiſtoriker nicht die 
Möglichkeit zu unwiderſprochener „wiſſenſchaftlicher“ Propaganda ge- 
geben wird. Auch haben die Deutfchen in Polen ein Recht, zu ver- 
langen, daß fie auf einem Kongreß, der ſich auch mit dem Schickjal ihres 
Heimatlandes befaßt, von der deutſchen Wilſenſchaft nicht im Stich ge⸗ 
laſſen werden. Wir haben es in Verſailles zu unjerm Schaden erfahren, 
welchen Einfluß die Wiſſenſchaftler auf die Entſchlüſſe der Politiker 
auszuüben vermögen. Das follte uns eine Lehre für die Zukunft ſein. 
Und man Kann feſtſtellen, daß die deutſche Wiſſenſchaft unter dem 
Eindruck des deutſchen Zujammenbruches ihre Verbundenheit mit dem 
Volk und deſſen Gegenwartsaufgaben wiedergefunden hat. Man denke 
nur an die eben erwähnte Hiſtorikertagung in Göttingen oder an den 
letztährigen Heographentag in Danzig oder an die um- 
faſſende Tätigkeit, die die Deutſche Akademie in Münden 
entfaltet! Um nun die Aufgabe, die der deutſchen Hiſtoriker in War- 
Jchau wartet, in vollem Umfange durchführen zu können, iſt es not- 
wendig, daß die deutſche Delegation dort unter einheitlicher 
Sührung nach außen geſchloſſen auftritt, daß fie ſtark genug iſt, um 
iu allen Ausſchülſen, die gebildet werden, wirkſam mitſprechen 
zu können, und daß ihre Mitglieder Männer find, die die Oſtfragen 
von Grund auf beherrſchen, denen alle polniſchen Cheſen Jo 
geläufig ſind, daß ſie in der Diskuſſion den deutſchen Standpunkt er⸗ 
folgreich zur Geltung zu bringen verſtehen. Es iſt zu begrüßen, daß dieſe 
Forderungen vom Göttinger Hiſtorikertag als Richtlinien für eine deut⸗ 
ſche Beteiligung am Warſchauer Kongreß anerkannt worden ſind. Daß 
die deutſche Wiſſenſchaſt in Warſchau nicht ſchlecht vertreten fein wird, 
deſſen perſichert uns das Wort, das Prof. Nothfels in ſeinem Vor- 
trag über „Bismarck und der deutſche Oſten“ ausſprach und das wie 
ein Leitmotiv über der ganzen Göttinger Tagung geltauden hat: „Im 
9 1 8 gibt es für uns kein politiſches und geiſtiges 

ocarno.“ 8 
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Fehlurteil im Haag. 


Der Genfer Schiedsgerichtshof hat am 11. Auguſt ſeine 
Entſcheidung in der Memelfrage gefällt. Der Gerichtshof hat mit zehn 
gegen fünf Stimmen für Litauen entſchieden. In der Eutſchei⸗ 
dung wird dem Memelgouverneur das Necht, den Prä- 
Jidenten des Direktoriums unter beſtimmten Bor- 
ausjetungen abzuſetzen, zuerkannt. Das Vertrauen des 
Landtags, heißt es in der Begründung, könne den Präfidenten nur Jo 
lange decken, als es ſich um Angelegenheiten der memelländifchen 
Autonomie handle. Wenn der Prälident feine Befugniſſe überſchritten 
habe, könne ihn auch das Vertrauen des Landtags nicht in ſeinem Amt 
halten. Bei einem Mißbrauch des Abberufungsrechts 

Könnten jelbjtverftändlich jederzeit die Signatarmächte eingreifen. Das 
von litauiſcher Seite geforderte Kontrollrecht des Souver⸗ 
neurs, das ſich auf die geſamte amtliche Tätigkeit der memel⸗ 
ländiſchen Behörden erſtrecken Jollte, iſt vom Gerichtshof nicht 
anerkannt worden. Das Kontrollrecht wird vielmehr ausdrücklich 
auf die Einhaltung der im Nlemelſtatut vorgeſchriebenen Zuftändig- 
keiten beſchränkt. Der Gerichtshof ſtellt ausdrücklich feſt, daß bei 
Abberufung eines Präſidenten durch den Gouver⸗ 
neur die anderen Mitglieder des Direktoriums in 
ihren Amtern bleiben. 

Die Frage, ob die AbJetung des Prälidenten Bött- 
cher durch den Houverneur Merkys im Sebruar d. J., die 
den ganzen letzten Memelkonflikt heraufbeſchworen hat, zu Recht er⸗ 
folgt Jei, hat der Haager Gerichtshof bejaht. Er begründet dieſe Auf- 
faſfung damit, daß Böttcher ohne Wiſſen der litauiſchen Regierung in 
Verhandlungen mit der Regierung eines fremden Staates (I?) ein- 
getreten Jei, ohne Nückficht darauf, daß nach dem Memelſtatut nur die 
Organe Litauens berechtigt ſeien, derartige Verhandlungen zu führen. 
Durch diefe Aktion habe der Präſident Böttcher ſeine Befugniſſe über- 
ſchritten. Das Gericht ſtellt ſich weiter auf den Standpunkt, daß eine 
Nechtspflicht des Gouverneurs, ſich vor der Ernennung des Präfidenten 
durch Verhandlungen mit den Mehrheitsparteien des Vertrauens dieſer 
Parteien zu vergewiſſern, nicht beſtehe. In der Frage der Land- 
tagsauflöfung iſt das Gericht der Auffaffung, daß der Gouver⸗ 
nur nach dem Memelſtatut zwar im Einverſtändnis mit dem Direk- 
torium den Landtag auflöſen könne, daß es ſich dabei aber um ein 
Direktorium handeln müſſe, das wenigſtens einmal das Vertrauen des 
Landtags beſeſſen habe. Das heißt: Der Gouverneur Merkys habe 
das Recht gehabt, den Großlitauer Simmat zum Präſidenten zu er- 
nennen; er habe aber nicht das Recht gehabt, den Landtag, der 
Simmat ſein Vertrauen verweigert hat, aufzulöjen, 

Entgegen dieſer Entſcheidung des Gerichtshofes haben die Ver- 
treter Deutſchlands, Italiens, Spaniens, Hol- 
lands und Kubas ein Sondervotum abgegeben, das der 
deutſchen Auffaffung der Rechtslage im Memeljtreit mehr gerecht 
wird. Sie vertreten den Standpunkt, daß nach der ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchrift des Artikels 17 des Memelftatuts nur ein Mißtrauens⸗ 
votum des Landtags dem Amt des Präfidenten ein 
Ende machen könne und daß es ſich um eine organiſatoriſche Vor- 
Ichrift des Memelftatuts handle, die im öntereſſe der Autonomie die 


ſchärfſte Form des parlamentariſchen Regimes eingeführt habe. Dieſe 
Auslegung des Aiemelſtatuts werde auch durch die Entſtehungsgeſchichte 
der Memelkonvention gerechtfertigt. Weiter weiſt das Sondervotum 
darauf hin, daß es bei dem Charakter des Memelſtatuts als einer ver- 
tragsmäßig vereinbarten Verfaffung für das Memelland unmöglich 
jei, aus dem Begriff der litauiſchen Souveränität 
neue Kompetenzen für den Gouverneur abzuleiten, 
von denen das Memelſtatut nicht nur nichts enthalte, ſondern die 
Jogar zu ſeinem Wortlaut im Widerfpruch ſtänden. 


In dem Haager Rechtsſtreit war bekanntlich nicht Deutſchland der 
Kläger, fondern die vier Signatarmächte des Memelſtatuts hatten die 
Klage gegen Litauen vor den Gerichtshof gebracht. Litauen hatte zu- 
nächſt den verunglückten Verſuch unternommen, die Suſtändigkeit des 
Haager Gerichtshofs anzuzweiſeln. Schon aus dieſem Verſuch geht ber- 
vor, wie gering man in Kowno ſelbſt die Ausfichten eingeſchätzt hat, vor 
dem internationalen Gericht beſtehen zu können. Es liegt auf der Hand, 


daß bei der Memelentſcheidung (ähnlich wie im September v. J. bei der 


Entſcheidung über die öſterreichiſch-deutſche Zollunion) ganz andere als 
nur rechtliche Überlegungen und Argumente den Ausſchlag gegeben haben. 
Dieſe Anſicht erſcheint um Jo mehr begründet, als 3. B. der engliſche 
Vertreter ſich noch vor jwei Monaten über die Zujtändigkeiten des 
Memelgouverneurs weſentlich anders geäußert hat, als es jetzt in 
der Entſcheidung geſchehen iſt. Litauen hat im Haag weſentlich günſtiger 
abgeſchnitten, als es ſelber erwartet hatte. In Kowno herrſcht daher 
über die Haager Entſcheidung eitel Freude. Man ſieht in ihr die recht⸗ 
liche Grundlage für manche Eingriffe in die memelländiſche Autonomie, 
die man ſich bisher zwar auch ſchon erlaubt hatte, aber im Grunde doch 
für unerlaubt halten mußte. Es iſt mit Sicherheit damit ju 
rechnen, daß die Haager Entſcheidung der Aus- 
gangspunkt neuer Kämpfe um die Rechte des 
Memellandes ſein wird. Bezeichnend Jind die Glückwünſche, 
die Merkus, dem Initiator des letzten Memelkonflikts, von litauiſchen 
Amtsſtellen zugegangen ſind, und daß das litauiſche Regierungsblatt 
jetzt von „Verständigung“ ſpricht. Die Haager Entſcheidung, 
Jo ſchreibt das Blatt, müßte auch Deutſchland zu der Ein- 
ſicht bringen, daß Litauen nicht der barbariſche Nachbar ſei, wie 
das in der deutschen öffentlichkeit während des jetzigen Memelſtreites 
wiederholt zum Ausdruck gebracht worden lei. Litauen habe nie 
irgendwelche ſchädlichen Abſichten gegen Deutſchland gehabt (I), 
ſondern wolle nach wie vor im engſten Einvernehmen an dem Aus- 
bau der friedlichen Beziehungen mitarbeiten. Wieſo 3. B. die gewalt⸗ 
ſame Wegnahme des Memellandes eine „Mitarbeit am Ausbau fried⸗ 
licher Beziehungen“ geweſen fein Joll, bleibt allerdings das Geheimnis 
des litauiſchen Negierungsorgans. Man kann die Freude der Litauer 
über den Schiedsfpruch vollkommen verſtehen, da man im Haag ja 
geglaubt hat, ſich über das eindeutige Deutſchtumsbekenntnis, das die 
Memelländer bei den Wahlen vom 4. Mai d. J. abgelegt haben, ein- 
fach hinwegſetzen zu können. Gerade dieſes Bekenntnis aber macht 
es Deutſchland unmöglich, ſich widerſpruchslos einer Entſcheidung ju 
fügen, die das Memelland noch mehr als bisher der Willkür einer 
feindlich geſinnten Negierung ausliefert. 


Der Bauernaufſtand in Gſtgalizien. 


Drei Wochen lang, vom 21. Juni bis 10. Juli d. J. dauerte in 
den ſüdlichen Kreiſen Oſtgaliziens, Lisko — Curka — 
Sanok, eine große Aufſtandsbewegung der meft- 
ukrainiſchen Bauern gegen das polniſche Regime, 
Die Sahl der Aufſtändiſchen betrug nahezu 10000. Von polniſcher 
Seite wurden mehrere Kompagnien Infanterie, 500 Polizei- 
Joldaten und 4 Militär flugzeuge mit Maſchinen⸗- 
gewehren gegen die Aufſtändiſchen eingeſetzt. Die 


polniſche Regierung gab ſich große Mühe, die Catſache des Aufſtandes. 


durch unklare, nichtsJagende Notizen zu verschleiern und durch herme- 
tiſcher Abſchließung des Aufſtandsgebietes vor der breiten öffentlich 
keit geheimzuhalten. Erſt die Verhandlung vor dem Ausnahmegericht 
lüftete teilweiſe das Geheimnis dieſer ſchweren, blutigen Unruhen. 
In einem amtlichen Kommuniqué wird als Urſache des Auf- 
ſtandes die Empörung und Auflehnung der weſtukrainiſchen Bauern 
gegen die zwangsweiſe Sin führung des ſogenannten 
„Arbeitsfeſtes“ angegeben. Das „Arbeitsfeſt“ ſollte darin be 
jtehen, daß die Bauern der genannten Kreiſe vorläufig einen Tag 
in der Woche ohne Entgelt und bei eigener Ver- 


pflegung beim Bau ſtaatlicher Straßen arbeiten. 


Jollten. 

Der Aufſtand nahm Jeinen Anfang in einer Gemeinde des Kreiſes 
Lisko, wo ſich die Bauern gegen die Einführung des „Arbeitsfeſtes“ 
auflehnten und gegen die poluſſche Polizei, die 39 Bauern verhaftete, 
eine feindliche Haltung einnahmen. Als die polniſche Polizei die Frei- 
laſſung der Verhafteten ablehnte, kam es zwiſchen ihr und den Bauern 
zu einem erbitterten Kampfe, wobei mehrere ſchwerverletzte Bauern 
auf dem Kampfßplatz blieben. Ahnlich ſpielten ſich die Ereigniſſe in 
einigen Nachbargemeinden ab. In einer dieſer Gemeinden kamen die 
Bauern der Polizei, die im Pfarrhaus Handgranaten und Tränengas- 
bomben deponiert hatte, zuvor. Ctwa 1400 Bauern überfielen das 
Pfarrhaus, entwaffneten die Poliziſten, beſchlagnahmten die Hand⸗ 


granaten und die Tränengasbomben und fetten die Poliziſten gefangen. 
Als Polizeikräfte einer benachbarten Polizeiſtation anrückten, begann 
ein blutiger, den ganzen Tag andauernder Kampf. Um den Bauern- 
aufſtand niederzumerfen, wurden in das Aufltandsgebiet mehrere 
Polizeiabteilungen, einige Kompagnien des 2. Infanterie-Regiments 
und vier mit Maſchinengewehren ausgerüſtete Militärflugzeuge ent⸗ 
jandt. Daraufhin ſtrömten aus allen Nachbargemeinden Caujende 
von Bauern, Männer und Frauen, bewaffnet mit 
Senſen, Sicheln und Heugabeln und ſtellten ſich der heran⸗ 
rückenden „Strafexpedition“ entgegen. | Stunden dauerte der un- 
gleiche Kampf. Die Bauern mußten ſchließlich weichen, die Mehrzahl 
von ihnen flüchtete in die nahen Gebirgswälder. Hier 
begann ein Kleinkrieg, der über zwei Wochen an⸗ 
dauerte. Die Gebirgswälder wurden von den polnischen Soldaten 
etappenweiſe unter Majchinengewehrfeuer genommen und mit Flug- 
zeugbomben belegt. Die Bauern wieder rollten von den Gebirgshöhen 
ſchwere Steinblöcke und Baumſtämme auf die vorrückenden Soldaten 
herab. Schließlich wurden ſeitens der Polen Aufrufe an die Auf⸗ 
ſtändiſchen von den Flugzeugen herabgeworfen, worin ihnen für den 
Sall, daß fie ruhig in ihre Dörfer zurückkehrten, Straflosigkeit 
zugeſichert und die Verſicherung abgegeben wurde, daß keine „Arbeits- 
feſte“ mehr eingeführt werden. Daraufhin kehrten die Bauern in ihre 
Gemeinden zurück. Nur einzelne kleine Gruppen halten ſich auch jetzt 
noch in den Karpathenwäldern verborgen. In dieſen Aufſtands⸗ 
kämpfen jollen nach polniſcher amtlicher Darſtellung auf ſeiten der 
Bauern nur Jechs Cote und Js Schwerverletzte, auf ſeiten der Polizei- 
und Militärabteilungen vier Schwer- und drei Leichtverletzte geweſen 
ſein. Nach den Angaben des ukrainischen Rechtsanwaltes Dr. Baran, 
der das Aufftandsgebiet bereiſt und den Catbeſtand an Ort und Stelle 
aufgenommen hatte, in der Verhandlung vor dem Ausnahmegericht 
ſollen über 100 ukrainische Bauern getötet und einige hundert ſchwer 
verletzt worden Jein, 5 
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Nachleſe zur Reichstagswahl. 


Nachſtehend bringen wir noch einmal eine zufammenfaffende Überſicht 
über die Stimmen der polnischen Minderheit bei den letzten Neichstags⸗ 
wahlen für die einzelnen Wahlkreiſe (amtliches Endergebnis): 


Oſtpreuß en 2846 Oſthannover 148 
Berlin 806 Südhann.⸗Braunſchweig 122 
Potsdam lII. 322 Weſtfalen⸗ Nord... 2406 
ee nn 186 Weſtfalen⸗Sü᷑d .. . 3522 
rankfurt / bder . 4022 Köln⸗ Aachen 173 

ommern 532 Düſſel dorf⸗Oſt . 1051 
Breslau 171 Düſſeldorf⸗Weſt . . 2050 
Liegnitz 56 Dres den⸗Bautzen 92 
Oppeln. . . 14565 Leipzig 46 
Magdeburg 117 Baden 105 
Merſeburg * 98 


An polniſchen Stimmen find alſo im ganzen Reich 33436 
abgegeben worden; hierzu kommen als Minderheitsſtimmen noch 
1511 Stimmen der unter dem Namen „Schleswigſche Hei⸗ 
mat“ in den Wahlkampf gezogenen däniſchen Minderheit. Die andern 
Jog. nationalen Minderheiten in Deutſthland haben darauf verzichtet, 
ſich durch die Aufſtellung einer eigenen Liſte zu blamieren. Inwieweit 
die Wenden, Litauer und Srieſen, ſoweit fie ſich als „nationale 
Minderheit“ fühlen, ihre Stimmen auf der polniſchen bzw. däniſchen 
Lifte abgegeben haben, intereſſiert bei deren völliger Bedeutungsloſig⸗ 
keit nicht. (Sn der Zahl von 34 970 Stimmen, die in „Oftlagd“ Nr. 32 
als „polniſch“ bezeichnet worden ſind, ſind allo — wie hier berichtigend 
jeſtgeſtellt werden ſoll — außer den polniſchen auch die dänischen Wahl⸗ 
jtimmen enthalten.) Ein Vergleich der polniſchen abgegebenen Stim- 
men mit der Sahl der abgegebenen gültigen Stimmen überhaupt be⸗ 
weiſt die zahlenmäßige Geringfügigkeit der Polniſch-katholiſchen 
Volkspartei. In einem einzigen Wahlkreis, nämlich Oppeln, be- 
trägt der Anteil der polniſchen Stimmen an der Geſamtzahl der ab⸗ 
gegebenen Stimmen 2 v. H. Das iſt der Höchſtſatz, den die Polen 
in den 55 Wahlkreisen des Reiches erreichen konnten — in einer Pro⸗ 
vinz, von der fie behaupten, daß dort die Polen eine nationale Mehr- 
heit bildenl om Wahlkreis Frankfurt Oder — Gren: 
mark beträgt der polniſche Anteil 0,93 b. H. und in Oſtpreußen, 
das die polniſche Agitation als zu mindeſtens einem Drittel von pol⸗ 
niſcher Bevölkerung bewohnt hinzuſtellen pflegt, haben es die Polen 
auf 0,25 v. H. gebracht. In Weſtfalen-Nord find es 0,17 v. H., 
in Westfalen ⸗ Süd 024 v. H., in Düleldorf-Oſt o os v. H. 
und in Düffeldorf-Weft 9,19 v. H. Von den 36,7 Mill. gül⸗ 
tigen Stimmen, die im Reich bei den Reichstagswahlen abgegeben 
worden ſind, entfallen auf die nationalen Minderheiten insgeſamt — 
0,09 v. H., aljo auf 10 000 Wähler immer neun Winderheitsangehörige. 

* 


Während die Polenbundleute bei den Landtagswahlen vom April 
d. J. noch verluchten, den Rückgang der Polnifch-katholifchen Volles⸗ 
partei nach Möglichkeit zu vertuſchen, ſehen lie dieſes Mal keine 
Aiöglichkeit mehr, die Tatsache ihrer Niederlage zu leugnen. „Wir 
haben eine Wahlniederlage erlitten“, heißt es in einem 
„an die Polen in Oeutſchland“ gerichteten Aufruf des polniſchen 
Sentralwahlkomitees. Die Polenbundpreſſe ſucht dieſe Niederlage 
mit allen möglichen Gründen zu erklären. Da Joll die Wirtſchaftsnot 
am Nückgang der polniſchen Stimmen ſchuld fein, da fie zu einer Ab- 
wanderung der Wähler von der polniſch-katholiſchen zu den radikalen 
Parteien geführt hat, wobei man ſich in den polniſchen Redaktions- 
zimmern die Entwicklung anſcheinend ſo denkt, daß diejenigen, die jetzt 
1. B. kommuniſtiſch gewählt haben, ſpäter wieder zu der polniſchen 
Lifte wrückkehren werden — was zum mindeſten ſehr zweifelhaft iſt. 
Bemerkenswert iſt, daß auch die Polenbundblätter von der „Gleich⸗ 
gültigkeit vieler Landsleute“ ſprechen. Ein paar Seilen 
liefer heißt es dann allerdings wieder, daß von einer „Schwäche des 
polniſchen Volkes in Deutſchland“ keine Rede fein könne — als ob 
Gleichgültigkeit im politiſchen Kampf kein Zeichen von Schwäche wärel 
Es fehlt unter den von der Polenbundpreſſe aufgeführten Gründen 
für den Stimmenverluſt natürlich auch nicht der übliche Hinweis auf 
den „deut ſchen Terror“, ein Hinweis, der völlig abwegig er⸗ 
ſcheint, da doch die deutſchen Parteien bei dem mit unerhörter Schärfe 
gegeneinander geführten Wahlkampf kaum Seit gefunden haben, ſich 
um die Polen ju kümmern, deren Auftreten als politiſche Partei man 
in wachſendem Maße als unzeitgemäß, nebenſächlich und überflüſſig 
empfand — nicht nur bei den deutschen Parteien, ſondern auch — wie 
das Ergebnis zeigt — im Kreiſe derer, die früher einmal den Wer⸗ 
bungen der Polniſch-katholiſchen Volkspartei folgten. Als wichtigſten 
Grund für den Rückgang der poluiſchen Stimmen gibt die Polenbund⸗ 
preſſe die Wahlenthaltung der polniſchen Bevölke⸗ 
rung an. „Dieſe Sahl von 14% taujend Stimmen (im Wahlkreis 
Oppeln)“ ſchrieben die Oppelner „Nowiny Codzienng“ am 3. Auguſt, 
„muß unſer Geſicht mit Schamröte bedecken, unſere Herzen zutiefft er⸗ 
ſchüttern, als ſchwerer Vorwurf diejenigen treffen, die es verſäumt 
haben, ihre nationale Pflicht zu erfüllen. Als Vorwurf muß das Ge- 
wiſſen aller derjenigen brennen, die in der Stunde der für uns alle 
wichtigen Wahlentſcheidung zu Haufe geblieben find und infolge Faul⸗ 
heit und Trägheit ihre Stimme nicht für die polniſche Liſte abgegeben 
haben... Die Polenbundpreffe macht allo den Verfuch, die „Par⸗ 
tei der Nichtwähler“ für ſich in Anfpruch zu nehmen. Sie 
fühlt lich bei dieſer Behauptung offenſichtlich recht wohl, weil ſie 


ſchwer widerlegt werden kann; allerdings iſt ſie auch ebenſo ſchwer zu 
beweisen. Aber ganz abgeſehen davon, ob es Jo ift, wie ſie behauptet 
—. jie ſcheint ganz zu überjehen, daß auch in der Catſache des Nicht- 
wählens eine ſcharfe Kritik oder zum mindeſten ein Mißtrauensvotum 
gegen die Polniſch-katholiſche Volkspartei liegt. 

Während die Kattowitzer „Polonia! Korfantus den eigent- 
lichen Grund für den Rückgang der polniſchen Stimmen im „Syſtem 
Kaczmarek! ſucht, ſchiebt die Polenbundpreſſe die Schuld an 
der von ihr behaupteten Wahlenthaltung der Janierungsfeindlichen 
Agitation der Korfantupreſſe in Deutjchoberſchleſten und der Cätig⸗ 
keit der ich um den „Hlos Polfki 3 Berling“ gruppierenden Oppoſition 
zu. So ſagte die „Polſka Jachodnia“, das Blatt des Wojewoden 
Grazunſki, am 5, Auguſt: „Da ſich an der Spitze des Bundes der 
Polen in Deutſchland nicht Leute aus dem Korfantylager befinden, 
hat ihnen die j Polonia“ den Kampf angejagt, ſucht ſie die nationale 
Einigkeit der Polen in Deutſchland zu zerfchlagen, ſchleudert fie Ver⸗ 
leumdungen und denunziert mit Hilfe ihres Berliner Bundesgenoſſen, 
untergräbt ſie das Vertrauen breiter Maſſen zur Leitung, um dann, 
wenn das Übel geſchehen ift, in phariſäerhafter Weiſe das Gewand zu 
zerreißen und über die Niederlage wehzuklagen, zu der ſie hauptſäch⸗ 
lich beigetragen hat.“ 

Einen kurjoſen Kommentar zu den Wahlen konnte man in dem 
weſtfäliſchen Polenblatt leſen, dem „Narod“ in Herne. Unter der Über- 
ſchrift: „Sie haben es nicht geſchafft ...“ macht dieſes Blatt den witzigen 
Berjuch, das Ergebnis der Reichstagswahl gleichſam als Sieg der 
Polenliſte zu feiern. Um dieſen Sieg in die rechte Beleuchtung zu ſetzen, 
wird zunächſt in beweglichen Worten geſchildert, wie die deutſchen 
Parteien im Wahlkampf gewiſlermaßen nichts anderes getan haben, 
als ausgerechnet die paar Polen in ihre Netze zu locken. „Die Über- 
ſchwemmung (dev poiniſchen Häufer mit den Sendboten der deutschen 
Parteien) war Jo gewaltig, daß es den Anfıhein hatte, als ob ſie uns 
alle ertränken müßte, ohne eine Spur von uns zu hinterlaſſen. Sie 
haben es nicht geſchafft“, jubelt der „Narod“ in ſeiner bilderreichen 
Sprache; „denn wenn die polniſchen Herzen bis dahin hart waren, ſo 
wurden ſie jetzt wie Granit und haben die Wucht des entfeſſelten 
Orkans ausgehalten. Der gewaltige Felsen des polniſchen Volkes ift 
unerſchütterlich geblieben, kaum daß die Kanten angekratzt wurden“. 
„Der gewaltige Seljen“ — das ſind die 57 000 polnischen Stimmen vom 
24. April d. J.; und die „kaum angekratzten Kanten“ — das find die 
etwa 23 ooo Stimmen, die die polniſche Liſte bei den letzten Wahlen 
eingebüßt hat. Was bleibt dann wohl von dem „gewaltigen Selſen“ 
noch übrig, wenn die Kanten noch ein- oder zweimal in derſelben Weiſe 
wie am 31. Juli „angekratzt“ werden? Und dann wird der „Narod“ 
ganz Kkomiſch; er will nämlich feſtgeſtellt haben, daß die deutſchen 
Parteien eine „grenzenloſe Wut ergriff, als ſie am Montag nach den 
Wahlen ſahen, daß auf die polniſche Liſte (in den vier Wahlkreiſen des 
rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriegebietes) nicht einige zehn, nicht einige 
hundert, ſondern beinahe 10000 Stimmen abgegeben worden find“, 
Nun: dieſe „beinahe 10000 Stimmen“ find nur 8019 geweſen, 6978 
weniger als drei Monate früher bei den Landtagswahlen im April d. J. 
Wir können dem „Narod“ verſichern: Wir fühlen bei dieſem Ergebnis 
keinen Anlaß, in eine „grenzenlofe Wut“ zu geraten. 

Daß die Leiter der polniſchen Minderheit nach dieſem Wahlmiß- 


erſolg die Flinte ins Korn werfen würden, hat niemand erwartet. Sie 


kündigen bereits ſetzt an, daß fie auch in Zukunft mit ihrer eigenen 
Liſte in den Wahlkampf ziehen werden. „Auf dem Wahlkampfplatz 
hat ſich noch ein Kern behauptet, der zahlenmäßig unbedeutend, aber 
hinsichtlich der idealen Grundjäte geſund iſt“, tröſtet ſich die Polen⸗ 
bundpreſſe am 4. Auguſt; und fie fügt dann hinzu: „. . . Die Wahl- 
ergebniffe haben uns gelehrt, daß wir in den ſozial- nationalen Fragen 
die radikalen Beſtrebungen unſerer Seinde unbedingt übertreffen 
müſſen.“ Alit dieſem Satz wird mit dankenswerter Offenheit eine 
weitere Verſchärfung des Kampfes der polniſchen 
Organiſationen gegen Deutſchland angekündigt. 
Man wird in Zukunft alſo noch mehr als bisher Anlaß haben, auf die 
Tätigkeit der polniſchen Volksbanken, der polniſchen Schulvereine, 
der anderen polniſchen Organiſationen und auch der polniſch⸗geſinnten 
Geiſtlichen zu achten, die ſich früher wie heute als Führer des Polentums 
bewähren — ſiehe Domanjkil Was Rathenau in feiner Broſchüre 
„Polonia irredenta?“ und von Oertzen in ſeiner Schrift „Polen an 
de: Arbeit“ über die Kampfziele und Arbeitsmethoden der polniſchen 
Minderheit gejagt haben, bleibt trotz der Wahlniederlage, die dieſe 
Ainderheit am 31. Juli erlitten hat, durchaus aktuell; es gewinnt, 
wenn man die obige Ankündigung der Polenbundpreſſe bedenkt, jetzt 
ſogar noch an Aktualität. * 


Kein Rücktritt Wyfockis, 

Su den Gerüchten über den Rücktritt des polniſchen Ge- 
landten in Berlin, Dr. Alfred Wyfocki, der ſich in Zukunft 
ſeinen ſchriftſtelleriſchen Arbeiten widmen wolle, wird von der polniſchen 
Geſandtſchaft mitgeteilt, daß der Geſandte dieſe Abſichten nicht habe. 


müſſen Neubeſtellungen auf unſer „Oſtland“ für 
Monat September aufgegeben werden. — Bei 
ſpäter erfolgenden Beſtellungen iſt eine Sonder⸗ 


gebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspr. für 
1 Monat beträgt 0,50 M. (ohne Zuſtellungsgeb.) 
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Polen überfallen SA⸗Leute. 


In Glumen, einem Dorfe des Kreiſes Flatow, das zu einem 
erheblichen Teil auch von Polen bewohnt wird, kam es in der Nacht 
zum 15. Auguſt zu ſchweren politiſchen Zujammen= 
ſtößſen zwiſchen S. A.-Leuten und Angehörigen der 
polniſchen Minderheit. Die Suſammenſtöße ereigneten ſich 
bei einem Feuerwehrfeſt. Die Seuerwehr iſt paritätiſch zuſammen- 
geſetzt aus Deutſchen und Polen. An dem Seſt nahmen (nach dem 
Schneidemühler „Geſelligen“, deffen Bericht wir hier folgen) auch ſieben 
. A.-Leute in Uniform teil. Die Polen fühlten ſich hierdurch ver- 
ärgert und glaubten die Entfernung der S. A.-Leute verlangen zu 
Können, eine Anmaßung, die ſelbſtverſtändlich zurückgewieſen wurde, 
denn ſchließlich befand man ſich auf deutſchem Boden, auf dem S. A.“ 
Uniformen gejtattet find und die Deutſchen und nicht die Polen zu 
beſtimmen haben. Es kam zu Schlägereien, bei denen die S. A.“ 


Leute, die weitaus in der Minderheit waren, von den Polen ab- 
gedrängt wurden, die Polen bewarfen dann die ein 
geſchloſſenen S. A.-Leute mit Steinen und anderen 
Gegenſtänden. Alle ſieben S. A.-Leute trugen zum Teil recht 
ſchwere Kopfverletzungen davon. Sie konnten erſt befreit werden, als 
die S. A. Verſtärkung aus Linde erhielt. Die Polen flüchteten jetzt 
aus dem Lokal, und es entſpann ſich auf der Straße wieder 
eine ſchwere Schlägerei. Die S. A. ging jetzt gegen die 
polniſchen Provokateure weiter vor, und es entspannen ſich wieder 
neue Kämpfe, bei dem die Polen mit Sorken, Saun⸗ 
latten, Preſchflegeln und allen möglichen Segen 
ſtänden gegen die Deutſchen vorgingen. Ein S. A.- Mann 
wurde hierbei ſchwer verletzt. Von der Polizei wurden zehn 
S. A.-Leute, aber kein einziger Pole verhaftet!! 


Große Teilnahme an Dr. Franz Lüdtkes 50. Geburtstage. 


Nicht nur aus den Kreiſen des Deutſchen Ojtbundes, Jondern 
darüber hinaus von Behörden, Verbänden und der breiteften Öffent- 
lichkeit find Herrn Dr. Franz Lüdtke zu ſeinem 50. Geburtstage über- 
aus zahlreiche Beweiſe der Sumpathie und der Anerkennung zuge- 
gangen. Es iſt unmöglich, im Nahmen des uns zur Verfügung 
ſtehenden Raumes auch nur auf die wichtigſten Glückwünsche hinzu- 
weisen, die ihm in Hunderten und aber Hunderten von Telegrammen, 
Briefen und Karten zugegangen find. Daß ſich unter den Glück- 
wünſchenden zahlreiche Behörden, Stadtverwaltungen, Landräte und 
Jonſtige kulturell führende Perſonlichkeiten namentlich der deutſchen 
Ostmark befanden, daß weiterhin lich dieſem Kreiſe viele frühere 
Schüler Dr. Lüdtkes einreihten, braucht kaum erwähnt zu werden. 
Mit ftärkjter Anteilnahme bekannte ſich der Deutſche Oſtbund in faſt 
allen Teilen und Sweigen ſeiner großen Organisation zu Dr. Lüdtke, 
der ihn einjt mitbegründet und als kulturpolltiſcher Führer mitgeleitet 
hat. Den herzlichen Glückwunſch des Bundespräſidiums brachten wir 
bereits in der Nummer vom 5. Auguſt zum Abdruck; unfere Bundes- 
präſidenten und ſämtliche Mitarbeiter der Oſtbundzentrale ſchloſſen 
jich mit beſonderen perſönlichen Wünſchen an, die zumeilt ſchriftlich 
zum Ausdruck gebracht werden mußten, da Dr. Lüdtke gebeten hatte, 
von jeder Feier Abſtand zu nehmen. Eine beſondere Freude war 
für Dr. Lüdtke der Glückwunſch unſeres verehrten Ehrenpräfidenten, 
Geheimrats v. Tilly, der unter anderem ſchrieb: 

„Mit Stolz und in Dankbarkeit denke ich an unjere gemein- 
ſchaftliche Arbeit in der Vergangenheit zurück. Niemals haben 
lich unſere Wege getrennt. Das gleiche Ziel und Einigkeit in den 
anzuwendenden Mitteln haben uns ſtets zuſammengeführt. Es iſt 
mir ſchmerzlich, daß ich mich in den letzten Jahren von unſerer ge- 
meinſamen Arbeit habe zurückziehen müſſen. Um ſo eindringlicher 
habe ich aber Sie in Ihren Arbeiten verfolgt, und es iſt mein auf- 
richtiger und herzlicher Wunſch, daß Ihre bejonders wertvolle 
Arbeitskraft an leitender und verantwortungsvoller Stelle der 
deutſchen Oſtmark, in erſter Linie dem Deutſchen Oſtbunde, noch 
lange erhalten bleiben möge.“ 

Die Außerungen herzlicher Gemeinjchaft und kämpferiſcher Ver- 
bundenheit, die Dr. Lüdtke aus den Reihen unſerer Landesverbände, 
Ortsgruppen, Frauenſchaften und Jungſcharen zugingen, können hier 
auch nicht annähernd wiedergegeben werden. Vielfach ſind dieſe 
Glückwünſche nicht nur von dem geſamten Vorſtand, ſondern auch von 
zahlreichen Mitgliedern unterzeichnet worden. „Dem verehrten Bun- 
desführer, dem Führer der Kulturbewegung im Oeutſchen Ojtbund, 
dem treuen Oſtmarkkämpfer, dem Heimatdichter und Schriftſteller, 
unjerm Landsmann und Freunde zum heutigen Tage ein herzliches 
Glückauf und deutſchen Grußl“ So telegraphiert der Landesverband 
Oſtmark. So und ähnlich lauten die Grüße aus Oft und Weſt, Nord 
und Süd, aus des Reiches Mitte und feiner Hauptſtadt? Der Landes- 
verband Weſtpreußen überreichte eine koftbare Schale, ein Erzeugnis 
heimiſcher Kunſt aus der Kaiſerlichen Manufaktur in Cadinen mit 
einem herzlichen Schreiben, in dem es heißt: 

„Genau wie Sie, hochverehrter Herr Doktor, verharren auch 
wir, die wir an der exponierteſten Stelle unſeres Vaterlandes in 
der Oftbundarbeit ſtehen, in einem Augenblick des Gedenkens ſtill, 
um mit Ihnen den Weg zu überblicken, den wir in gemeinſamem 
Streben und Hoffen, in ununterbrochener Arbeit und Sorge für die 
deutſche Oſtmark zurückgelegt haben. Der Weg war und konnte 
nicht glatt und eben ſein, verurſachte Mühe und Anſtrengung, barg 
aber unter Ihrer bewährten Führung, namentlich auf geijtigem 
Gebiet, eine Fülle von Anregungen und Freude, die das Selbſt⸗ 
vertrauen und die Suverſicht ſtärkten und den Weg in ein freies 
Deutſchland, zu einer Rettung des deutſchen Oſtens erkennen laſſen. 
Gerade die Worte in Poeſie und Proſa, die Sie uns täglich mit 
auf den Arbeitsweg geben, bilden den inneren Gehalt, die Trieb- 
feder unferes Tuns und Laſſens innerhalb des Deutſchen Oftbundes. 
Wir können deshalb Ihnen, uns und dem Deutſchen Oſtbund nichts 
Höheres und Nützlicheres wünſchen, als daß es Ihnen vergönnt 
ſein möchte, noch lange, lange Jahre in treuer und erfolgreicher 
Arbeit zu wirken. Möge ein gütiges Schickſal Ihr Wirken damit 
krönen, daß wieder deulſch wird, was deutſch war, und daß wir 
Ihnen dann am Strande des deutſchen Weichſelſtromes in voller 
Dankbarkeit die Hand drücken können!“ 


Die Ortsgruppe Oranienburg, der Dr. Lüdtke befonders eng ver⸗ 
bunden iſt, erfreute ihn durch ein wertvolles Geſchenk für Jein 
Arbeitszimmer, die dortige Jungſchar durch einen herrlichen Blumen- 
korb. Ein Jungſcharmitglied der Ortsgruppe Wanne-Eickel über- 
jandte eine von ihm angefertigte Heilsrune. 

Die Ortsgruppe Erkner überreichte eine Ehrenurkunde, in der 
unter dem Bild eines nach Oſtland reitenden Ordensritters die 
folgenden Worte künſtleriſch niedergeſchrieben waren: „Herrn Dr. 
Stanz Lüdtke, dem Theodor Körner des ODeutſchen Oftens, dem 
Kämpfer für Oſtheimat, deutſches Volkstum und Vaterland, für 
Recht und Gerechtigkeit unferes Oſtens, dem Dichter, der nicht nur 
uns, ſondern außer uns Millionen von Herzen erhoben, begeiſtert, 
getröſtet und gefeſtigt hat, zum 50. Geburtstage die herflichſten Slück- 
und Segenswünſche von den Mitgliedern der Ortsgruppe Erkner des 
Deutjchen Ojtbundes.“ 

Um als Ergänzung der Wünſche aus dem Oſten wenigſtens eine 
Äußerung aus dem Wejten zu bringen, mögen hier die Worte abge- 
druckt werden, die der Landesderband Hannover- Braunſchweig Dr. 
Lüdtke gewidmet hat. Er ſchreibt unter anderem: 

„Wenn die im Oſtbund verbundenen Oſtmärker in ihrer tiefjten 
Seele ihrer Heimat treu geblieben find und dieſe Treue auf ihre 
Kinder übertragen haben, wenn darüber hinaus unſere weſtdeutſchen 
Brüder in weiteſten Kreiſen begriffen haben, daß Oſtnot Neichsnot 
ift, Jo iſt dies zum großen Teil Ihr Werk, nicht zum geringſten der 
Erfolg Ihrer hinreißenden Dichtungen, die Jo oft dei unferen Werbe- 
und Heimatabenden die Anweſenden aufgerüttelt haben. Durch 
Ihr ausgezeichnetes Verſtändnis für niederſächſiſches Weſen iſt es 
Ihnen aber bejonders gelungen, die bodenſtändige Bevölkerung 
unjeres Bezirkes an ihre hiſtoriſche Verbundenheit mit dem Oft- 
land zu erinnern und damit an uns zu ketten. Dafür ſind wir 
Ihnen von Herzen dankbar. Wir wünſchen Ihnen für Ihr weiteres 
Leben Kraft und Gefundbeit zur Fortführung Ihres Werkes und 
hoffen mit Ihnen, daß der Tag, an dem das Endziel dieſes Werkes 
erreicht iſt, nicht allſu fern ſein möge.“ 

In diefem ſchönſten Wunſch gipfeln zahlreiche der Dr. Lüdtke zu- 
gegangenen Briefe von Mitkämpfern, Landsleuten und Volksgenoſſen. 
Daß nicht nur die Gruppen als ſolche, ſondern auch ungezählte Einzel 
mitglieder, zumal aus den Jungſcharen, Gruß und Dank fandten, darf 
mit Genugtuung verzeichnet werden, ebenſo wie die Tatſache, daß auch 
zahlreiche frühere Mitarbeiter der Zentrale und einſtmalige Vor- 
ſtandsmitglieder in Treue des Gefeierten gedachten. Eine beſondere 
Freude war es für Dr. Lüdtke, daß ſich unter den ihm zugegangenen 
Briefen auch ein ausführliches, jehr herzliches Schreiben ſeines alten 
Bromberger Lehrers, Gumnaſialdirektors Dr. Ciman, dem Vor- 
jitenden des Landesverbandes Sachſen-Anhalt, befand, in dem er die 
Hoffnung ausjpricht, daß der von Dr. Lüdtke gewieſene Weg für 
die Kampfarbeit des Deutſchen Oftbundes beſchritten werden möge. 
„Daß wir“, ſo heißt es dann weiter, „mit ſo vielen anderen hoffen, 
es werde Ihr Wirken zum Segen des deutſchen Ostens und unſeres 
deutſchen Landes auch fernerhin von reichſtem Segen und — ſoweit 
Deutſche es vermögen — auch von dem Danke des deutſchen Volkes 
begleitet ſein, ijt ſelbſtverſtändlich, Es würde uns bejondere Ge- 
nugtuung ſein, wenn dies in Erfüllung gehen würde.“ 

Aufrichtigen Anteil an dem 50. Geburtstag unſeres kulturpolitiſchen 
Führers nahmen auch der Reichsverband der heimattreuen Oft- und 
Weſtpreußen, der Memellandbund, andere große Verbände bzw. deren 
leitende Perſönlichkeiton, die Mitarbeiter des „Oſtland“, des „Olt- 
deutſchen Heimatkalenders“ ſowie viele Deutſche aus der uns ent- 
rilfenen Oſtmark. Eine Reihe deutſcher und beſonders oſtdeutſcher 
Dichter, darunter der Altmeiſter der oſtdeutſchen Erzähler, Max 
Kretzer, widmeten Dr. Lüdtke Worte freudiger Anerkennung, 
einige auch ihre Bücher mit eigenhändiger Widmung. 


In welcher Weife die Preſſe ganz Deutſchlands auf das literariſche 
und kulturpolitiſche Wirken Franz Lüdtkes hingewieſen hat, darauf 
Joll im nächſten „Oftland“ noch hingewieſen werden, da wir willen, 
mit welcher Freude unſere Mitglieder und Leſer die uneingefchränkte 
Würdigung begrüßen, die das Lebenswerk unferes Dr. Lüdtke in 
der öffentlichen Kritik erfahren hat, 
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von Rinfelen verläßt Warſchau. 


A Der langjährige Gejandtjehaftsrat bei der deutſchen Geſandtſchaft 
in Warſchau, von Nintelen, wird demnächſt Warſchau verlafen, 
um einen Poſten im Auswärtigen Amt zu übernehmen. Die von der 
polniſchen Preſſe aufgestellte Behauptung, daß dieſe Verſetzung im 
Juſammenhang mit der Slaggenaffäre ſtände, ıjt völlig abwegig 
und beruht auf durchſichtigen Kombinationen. Die Surückberujung iſt 
vielmehr bereits vor längerer Seit verfügt worden, und im Auswärti⸗ 
gen Amt haben im Gegenteil gerade aus Anlaß des Swiſchenfalls Er— 
wägungen geſchwebt, die Verſetzung wieder rückgängig zu machen, um 
falſche Deutungen zu verhindern. Lediglich der Umſtand, daß die Dis- 
pojitionen bereits jeit längerer Zeit getroffen waren, haben das Aus- 
wärtige Amt veranlaßt, ſie nicht aufzuheben. Zum Nachfolger des 
Geſandtſchaftsrats von Nintelen iſt Legationsrat Schliep beſtimmt 
worden, der bisher in der Oſtabteilung des Auswärtigen Amtes 
tätig war. N 


Siedlungs⸗ und Wohnungsweſe 


Der Geſchäftsbericht der Oſtpreußiſchen Landgeßellſchaft. 

Bei dem beſonderen Intereſſe, das unjere Leſer der Provinz Oſt— 
preußen enigegenbringen, laſſen wir einen kleinen Auszug aus dem 
Geſchäftsbericht der provinziellen Siedlungsgeſellſchaft, der Oſt⸗ 
preußiſchen Landgeſollſchaft, folgen, der um ſo bedeutungsvoller iſt, als 
bis vor kurzem an der Spitze der Geſellſchaft Freiherr v. Saul ſtand. 
Die Geſellſchaft, die ſeit faſt 30 Jahren in dem Vordergrund öftlicher 
Siedlungsarbeit ſieht, hat bis Ende 195) insgejamt 272 Güter mit 
rund 121000 Hektar erworben. Rund 94009 Hektar wurden zur 
Auslegung von faſt 70009 Rentengütern verwandt. Das Gejanıt= 
ergebnis entſpricht der Neuſchaffung von 278 Dörfern. Vergleichs- 
weiſe ſei bemerkt, daß die Königliche Anſiedlungskommiſſion für 
Weſtpreußen und Pojen in den Jahren ihres Vollbetriebes ungefähr 
100 ooo Morgen = etwa 50 Dörfer im Jahre neu beſiedelte. Die 
kKriſenhaften Verhältniſſe des Vorjahres haben dazu geführt, daß 
1931 nur rund 6090 Hektar zu Siedlungszwecken erworben wurden. 
Die große Geldbewegung, die mit der Siedlungstätigkeit verbunden 
iſt, hat weſentlich dazu beigetragen, eine noch ſtärkere Verſchlechterung 
der Wirlſchaſtsverhältniſſe in Oſtpreußen zu verhindern und damit die 
kultur- und nationalpolitiſche Widerſtandskraft der Provinz ju 
ſtärken. Damit hängt auch die erfreuliche Feſtſtellung des Berichts 
hinsichtlich des gegenüber den Vorjahren ſtark verringerten Wande— 
rungsverluſtes im Jahre 1930 und des Wanderungsgewinns Ju- 
jammen, der in den erſten neun Monaten im Jahre 1931 mit faſt 
3900 Aienſchen zu verzeichnen war. Wir haben zu dieſen Fragen ſchon 
in Nr. 28 des „Oſtlands“ Stellung genommen. Bezüglich der Aus⸗ 
ſichten der Siedlungstätigkeit in Oſtpreußen in den nächſten Jahren 
verhehlt der Bericht entgegen vielfach von anderen Seiten gemachten 
irrtümlichen Angaben nicht, daß dieſe Erwartungen durchaus als 
beſchränkt zu beurteilen ſind. Die feit 1919 insgeſamt geſchaffenen 
10295 Neufiedlerjtellen haben einen erheblichen Ceil der bejiedlungs=- 
fähigen Släche des oſtpreußiſchen Großbetriebes beanſprucht. Da 
auch bereits 45 v. H. des Pandlieferungsjolls von Oſtpreußen zu 
Siedlungszwecken erfüllt ſind, ergibt ſich, daß hier Neuſiedlerſtellen 
nicht mehr in unbegrenzter Sahl ausgelegt werden können. In dieſem 
Suſammenhang wird immer auch darauf Rückſicht zu nehmen ſein, daß 
erhebliche Teile der Provinz, 3. B. der Süden (Maſuren), ſchon ohne⸗ 
hin ſtark kleinbäuerlichen Beſitz aufweiſen. Gegenüber der Geſamt— 
fläche der Provinz muß man ſich außerdem auch ſtets daran erinnern, 
daß erhebliche Prozentſätze aus Seefläche und großen Waldgebieten 
beſtehen. Trotzdem wird ſich noch für Jahre hinaus ein weites Feld 
für die Siedlungstätigkeit auch in Ostpreußen bieten. Je knapper die 
für Siedlung geeigneten Flächen in Deutſchland werden, deſto ver- 
antwortungsvoller ijt die Tätigkeit derer, die dieſe Aufgabe in ge- 
meinnütziger Weiſe zu erfüllen haben. Um ſo dringender erſcheint die 
Notwendigkeit, die Ertragsfähigkeit der Landwirtſchaft, deren Nück⸗ 
gang ſich beſonders kataftrophal bei dem bisher hauptſächlich auf den 
Veredelungsverkehr zugeſchnittenen bäuerlichen Betrieben auswirkt, 
von ihrem jetzigen Tiefpunkt wieder zu normalen Verhältniſſen empor— 
zuführen. 


Entſchädigungsweſen. 


Beſchleunigungsverordnung bezüglich des Entſchädigungs⸗ 
verfahrens. 

Unter dem 4. d. M. hat der NReichsminijter der Sinanzen eine Ver- 
ordnung zur beſchleunigten Beendigung der Arbeiten der RNeſtver— 
waltung für Neichsaufgaben erlajjen, die für die Gejamtheit der Ge- 
ſchädigten von außerordentlicher Bedeutung iſt. In dem nächſten 
Rundſchreiben an die Ortsgruppen unterrichtet die Bundesleitung 
darüber, wie auch über die Stellungnahme des Deutſchen Oſtbundes 
und der Arbeitsgemeinſchaft unſere Ortsgruppen eingehend. Da in 
dr Verordnung die Frage der Aufbewahrung der Ent- 
ſchädigungsakten, die Herausgabe von Urkunden und 
andere wichtige Dinge berührt werden, iſt die Angelegenheit von 
Wichtigkeit für alle Verdrängten. Auskunft können 
von Ende nächſter Woche ab die Vorſtände aller Ortsgruppen geben, 
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die unſer Nundſchreiben erhalten, d. h. diejenigen, die mit der Ab- 
rechnung über die Beiträge nicht über Gebühr im Rückſtande find. 


Wichtig für Verdrängte. 


Riederſchlagung von Steuerrückſtänden auf Braunkohlen⸗ 

f felder in Poſen. 

Nach einer im SHeſetzblatt des polniſchen Staates (Nr. 61 vom 
20. Juli 1932) veröffentlichten Verordnung des polnischen Staats- 
präſidenten vom 19. Juli 1932 werden Steuerrückſtände auf Braun- 
kohlenfelder in der Wojewodschaft Polen niedergeschlagen, Jofern die 
Eigentümer diejer Felder ihren Verzicht auf das Bergwerkseigentum 
erklärt haben oder vor dem 31. Auguſt 1932 erklären und ſo⸗ 
fern die Felder in der Zeit vom 8. Auguſt 1924 bis zum Erlöſchen des 
Bergwerkseigentums nicht ausgebeutet worden find. Deutſche Futer⸗ 
olſenten werden auf dieſe Verordnung aufmerkſam gemacht mit dem 


Bemerken, daß die Ausführung der Verordnung dem polnifchen , 


Miniſter für Handel und Gewerbe im Einvernehmen mit dem Finanz- 
miniſter übertragen iſt. 


— Bundesnachrichlen. — 


Dank. 


Den Oſtmärkern und Oſtbundgetreuen, die mir zu meinem 50. Ge- 
burtstag Grüße und Wünſche geſandt haben, danke ich aus vollem 
Herzen. Bundesführung und Bund, Landesverbände und Orts— 
gruppen, Srauenjıhaften 
mitglieder haben die Verbundenheit zum 
zwiſchen ihnen und mir beſteht. Das Wiſſen um ſolches Verbunden 
ſein mit Cauſenden von Heimat- und Volksgenoſſen iſt das größte 
Glück, das man an einem Tage der Rück- und Vorausſchau empfinden 
kann. Der oſtmärkiſche Gedanke, der immer in uns lebendig war 
und für den wir ſeit 14 Jahren mit Leidenſchaft kämpfen, iſt ein Teil 
unferes Weſens geworden. Er ijt über den Heimatgedanken hinaus- 
gewachſen und zur großdeutſchen Staats- und Volksidee geworden, 
zur Idee der Volksgemeinfchaft, zur tragenden Zukunftsidee Deutſch⸗ 
lands. Die Wünſche, die, mir zuſtrömten und in der Wieder- 
gewinnung der unvergeßlichen Heimat gipfelten, möchte ich dahin 
weiten, daß wir uns bewußt in die Schar derer 
kämpferiſch den Beginn wahrhafter Volkswerdung und den Aufbruch 
in das beginnende dritte Jahrtauſend unſerer Geſchichte erleben. Die 
Oſtmärker und der Deutſche Oſtbund ſind berufen, aus der Not, aber 
auch der Leiſtung von Generationen heraus den Weg des Aufbruchs 
nicht nur zu zeigen, ſondern ihn ſelber zu ſchreiten. Wir gehören 
nicht mehr nur uns an. Wir ſind Kampfverbundene, denen die Auf- 
gabe zuteil ward, das deutſche Schickſal neu zu geſtalten. Mein und 
unfer Dank für alle Steundfchaft und Gemeinſchaft kann nur der 
fein, uns dieſer Aufgabe wert zu erweiſen. Sran; Lüdtke. 


Aus der Bundesarbeit. — 


Verſammlungs kalender. 


Ortsgruppe Magdeburg. Monatsverſammlung am 22. Auguſt: 
Lüdtke- Abend! Eintritt frei. Säſte willkommen. 


* 


Landes verband Berlin- Brandenburg. 


Ortsgruppe Berlin-Süd. Nach Serieuſchluß fand die Monatsver⸗ 


ſammlung wie üblich am 2. Montag im Monat, alſo am 8. Auguſt, in 
der Berliner-Kindl-Brauerei ſtatt. Die Mitglieder und Gäſte wurden 
von dem J. Vorſitzenden, Herrn Blume, auf das herzlichſte begrüßt. 
Leider ind die Verſammlungen ſeit längerer Seit recht lchwach be= 
ſucht, und fajt fieht es aus, als ob nicht nur die ſchwere Zeit die Mit⸗ 
glieder bedrückt, Jondern daß das Intereſſe für den Deutschen Ojtbund 
ſchwindet. Es wäre doch zu wünſchen, daß wir vertriebenen Oſt- 
märker gerade in dieſer ſchweren Zeit beſonders feſt zuſammenhalten. 
Silt doch unſer Siel und Arbeit nicht nur dem materiellen Wert, 
ſondern mehr noch einem höheren, edleren Wert: Unſere verlorene 
Heimat zu fehützen und wieder zu gewinnen. In einem kann der Pole 
Vorbild ſein: in ſeinem feſten Suſammenhalten und zähen Kampf um 
fein Land ohne Unterſchied der Parteizugehörigkeit. In dieſem Sinne 
hielt Herr Blume einen längeren Vortrag. Danach wurde bekannt- 
gegeben, daß der Maurerpolier Herr Huſtab SHenſchoff aus Poſen, 
Luiſenſtraße, ſetzt Berlin, Annenſtr. 38, am 5. Auguft d. J. 70 Jahre 
alt geworden ift. Ferner wurde der Anſiedler, Herr Chriſtian Hüne⸗ 
burg aus Kirchdorf bei Gueſen, jetzt Cempelhof, Neuwerder 391, am 
2. Auguſt 65 Jahre alt. Beiden Mitgliedern wurden vom Vorſtand 
und der Verfammlung die beſten Wünſche für die Zukunft aus- 
geſprochen. Während Herr Hüneburg erſt kurze Seit Mitglied iſt, ge- 
hört Herr Genſchoff Jeit Gründung der Ortsgruppe an; er Jowie Jeine 
Familie haben ſich durch rege Mitgliedſchaft und Mitarbeit in der 
Gruppe und darüber hinaus beliebt, gemacht. Der langjährige 
J. Schriftführer, der Werks-Oberjekretär. Herr Otto Rapp aus 


und Jungfcharen, Mitarbeiter und Einzel- 
Ausdruck gebracht, die 


eingliedern, die 


Hohenſalza, jetzt Bergfelde, Winklerſtr. 20, hat krankheitshalber Jein 
Schriftführeramt niedergelegt. Herr Napp, der ebenfalls jeit Grün- 
dung der Gruppe Mitglied iſt, kam bald in den Vorſtand und hat ſich 
in den langen Jahren durch ſeine unermüdliche und aufopfernde Arbeit 
ein großes Verdienſt erworben. Wo es galt, für den Oftbund zu 
arbeiten, war er dabei. Leider hat ihn eine lange und böſe Krankheit 
zermürbt und geſchwächt, Jo daß er feine Tätigkeit auch für den Oft- 
bund einſtellen mußte. Herr Napp wurde für feine Verdienſte als 
erſter zum Ehrenmitglied der Ortsgruppe Süd ernannt. Eine dies⸗ 
bezügliche Urkunde wurde ihm durch eine Kommilſion überreicht. Nächſte 
Verfammlung Montag, 12. September. 


Landesverband Vorpommern. 


Die Jugendgruppe Swinemünde veranſtaltete, von herrlichem 
Wetter begünftigt, im Garten des Kaiſerparks in Swinemünde einen 
Werbetag in Gemeinſchaft mit den Fungſcharen Anklam und 
Torgelow. Nachdem die auswärtigen Säfte die Stadt beſichtigt 
hatten, ſprach nach dem Einmarſch der Wimpel und einleitenden 
Muſikvorträgen der Jungſcharführer Heinz Bachert über das 
Bekenntnis zum deutſchen Oſten, das die Oſtbundjugend aus dem 
ganzen Reich in Gernrode abgelegt hatte. Die weiteren Darbietungen 
dewieſen, daß die Jungſcharen unermüdlich daran arbeiten, die Idee 
des ODeutſchen Oſtbundes in alle Volksſchichten zu tragen. Von den 
Gäſten ergriff Superintendent Dr. Scheringer das Wort. Er 
mahnte die Jugend, immer treu zur alten Heimat zu ſtehen und nie 
ein Stück Vaterland für verloren zu geben. Im Herbſt d. J. iſt ein 
Pommerntreffen der oſtmärkiſchen Jugend geplant. 


Landesverband Hannover- Braunſchweig. 
Die Ortsgruppe Hannover veranſtaltete anläßlich der zehnjährigen 


Wiederkehr der Entreißung Oberſchleſiens und der zwölfjährigen 
Wiederkehr des Abſtimmungsſieges in Oſt- und Weſtpreußen am 
3. Auguſt in Dubes Geſellſchaftshaus eine öffentliche Kundgebung, 
an der ſich auch der Bezirksbriegerverband Hannover- 
Linden beteiligte. Der J. Vorſitzende, Bade, forderte in ſeiner 
einleitenden Gedenkrede auf, den Bund in feinem ernſten Kampf gegen 
das Unrecht der Grenzen im Oſten zu unterſtützen und ihm zu helfen, 
daß dieſes Unrecht wiedergutgemacht werde. Er ſchilderte dann, auf 
die Entreißung Oberſchleſiens vor zehn Jahren eingehend, in packenden 
Worten die Schreckenstage der drei polniſchen Aufſtände. Leider 
hätten es inzwiſchen ſchon viele vergeſſen, daß 700 deutſche Helden 
auf Oberſchleſiens Erde ſtarben, daß 7or 303 Oberſchleſier trotz der 
Bedrückung und Drangjalierung durch die Polen für Deutſchland 
ſtimmten, und daß in allen Abſtimmungskreiſen ſich eine überwiegende 
Mehrheit für Deutſchland ergab. Um fo inniger müſſe man heute 
wünschen, daß dem dennoch verlorengegangenen Land unterm Kreuz 


bald der Tag der Sonne und der Auferſtehung leuchte. Anſchliehend 
dankte Oberlandesgerichtsrat Dr. Thieme, Celle, der hannoverſchen 
Gruppe namens des Präfidiums des Deutſchen Oſtbundes für die von 
ihr geleiſtete Oftmarkarbeit, hob die Notwendigkeit deutſcher Wehr- 
freiheit hervor und ſchloß mit einem Oft Heil auf den Oſtſchutz des 
Bundes. Nachdem hierauf Dr. med. Sauft die Grüße der Grenz- 
deutſchen- und Heimatvereine übermittelt und auf die Notwendigkeit 
einer Negierung mit feſtem Grenzlandwillen hingewieſen hatte, hielt 
der 2. Vorſitzende, Cuno w, eine Gedenkrede über Oft- und Welt- 
preußen. Er ſprach von der gleich nach dem deutſchen Zufammenbruch 
einſetzenden polniſchen Loslöſungspropaganda und auf der anderen 
Seite von dem oſtdeutſchen Heimatdienſt im weſtpreußiſchen Abſtimmungs⸗ 
gebiet, der den polniſchen Überfremdungsgelüſten entſchloffen entgegen- 
getreten ſei und dem nationalen Selbſtbehauptungswillen wieder zu 
feinem Recht verholfen habe. Für die oſtdeutſche Bevölkerung fei die 
Abftimmung vom 11. Juli 1920 ein endgültiger, klarer Entſcheid, der 
in abſehbarer Seit durch keinerlei völkerrechtlich zuläjfige Maßnahmen 
im polniſchen Sinne korrigiert werden könne. Das deutſche Volk 
könne ohne den Oſten nicht leben, ſondern würde ohne ihn verkümmern 
und alle ſeine Sukunftsausſichten begraben müſſen. Dieſer Ojten trage 
heute nicht nur die allgemeine Not Deutſchlands mit, Jondern kranke 
darüber hinaus an den furchtbaren Folgen des Verjailler Diktats, der 
Gerriſſenheit feiner Gebiete und Grenzen, ſowie an der völligen Ver- 
änderung ſeiner wirtſchaftlichen Lebensbedingungen. Vorausſetzung 
für die Hilfe des ganzen deutſchen Volkes, die der Oſten brauche, ſei 
der einmütige Wille Deutjchlands, ſeinen Oſten zu erhalten und für 
dieſe Aufgabe Opfer zu bringen. — Verſchönt wurde der Abend durch 
Rezitationen, Vorträge der Geſangsabteilung des Bundes und 
lebende Bilder von Mitgliedern des Oſtſchutzes und der Jungſchar 
des Bundes. „ 
Landesverband Bezirk Magdeburg. 


Die Ortsgruppe Stendal hielt am 7. Auguft ihre Monatsper- - 
ſammlung im „Winkelmannhaus“ ab. Der Vorfitzende, Fleiſchermeiſter 
Paetzold, hieß die Erſchienenen herzlich willkommen und gedachte 
des kürzlich verſtorbenen Sohnes der Familie des Konrektors Paul 
ſowie der beim Untergange der „Niobe“ ums Leben gekommenen 
Landsleute aus Oſtpreußen, zu deren Ehren ſich die Anweſenden von 
ihren Plätzen erhoben. Es wurden drei neue Mitglieder 
aufgenommen. Nach Erledigung einiger Vereinsangelegenheiten 
gab der zweite Vorſitzende Nudolf Sckert einen Bericht über das 
letzte Sommerfeft im Bierkeller und das Nachbarortsgruppenkreffen in 
Jävenitz. Er betonte dabei, daß Jolche Ortsgruppentreffen für die 
ſchwer heimgeſuchien Oſtmärker als beſonders wichtig anzufprechen 
ſeien. Nachdem der Kaflierer Robert chert noch den Kallen 
bericht erſtattet hatte, wurde die Verſammlung gefchloffen. 


Mitteilungen aus der oftdeutſchen Heimal.— 


Perönliches. 
Dr. Mulot Provinziallandtagsabgeordneter. 

Der Provinzialausſchuß der Provinz Grenzmark Poſen-Weſt⸗ 
preußen bat in Jeiner letzten Sitzung feſtgeſtellt, daß im Wahlbezirk 
Schwerin (Warthe) an die Stelle des Gutsbeſitzers Ernſt von Such- 
dinski aus Oſcht, der fein Mandat niedergelegt hat, der unter 
Nr. 2 des Wahlvorſchlags des „nationalen Blocks“ aufgeführte Be⸗ 
werber Studienrat Otto Mulot (Schwerin a. d. Warthe) als Ab- 
geordneter des Provinziallandtages tritt. Letzterer iſt bekanntlich feit 
längerer Seit Vorſitzender der Ortsgruppe Schwerin des Deutſchen 
Oſtbundes. 9 

Unter den Eoten der „Niobe“ 

befindet ſich außer den im „Oſtland“ Nr. 32 Genannten noch ein Oft- 
deutſcher, und zwar der Offlziersanwärter Karl Lüdtke, Sohn 
des Polizeihauptwachtmeiſters Otto Lüdtke in Stettin, Linlingenſtr. 31, 
früher in Poſen-Lazarus wohnhaft. Karl Lüdtke war früher mehrere 
Jahre eifriges Mitglied der früheren Jugendgruppe der Ortsgruppe 
Stettin des Deutſchen Oftbundes und des Turnvereins Oftmark in 
Stettin. Der junge begabte Oftmärker hat durch ſein gutes Können 
im Turnen und Laienſpiel die Heimatabende immer befonders belebt 
und ſehr viel zum Gelingen der Jeimatabende beigetragen. 


Verſetzungen. Negierungsbaurat Hillebrand vom Wafferbau- 
amt in Drieſen als Regierungs- und Baurat an die Oderſtrombau⸗ 
— —— 
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verwaltung in Breslau; Negierungsbaurat Lahrs vom Wafferbau« 
amt in Cillit als Vorſtand an das Waſſerbauamt in Drieſen; Regie- 
rungsbaurat Franz Albrecht von Sürftenberg (Oder) als Vorſtand 
an das Waſſerbauamt in Cilſit; Neg.-Rat Siebe in Schneidemühl 
an das Polizeipräſidium in Berlin. 

Ehrung. Anläßlich eines 60. Geburtstages iſt der Präſident der 
Breslauer Neichsbahndirektion, Dr. Kurt Born (früher Negie⸗ 
rungsrat an der Eijenbahndirektion Bromberg) von der Breslauer 
e zum Doktor der Staatswiſſenſchaften ehrenhalber ernannt 
worden. 

Geboren: Ein Sohn Paſtor Georg Mudrack in Oſtrowo; eine 
Tochter Pfarrer Pir witz in Bromberg-Schwedenhöhe. 

Silberne Hochzeit: Schuhmachermeiſter Hugo Weiß mit feiner 
Ehefrau Anna, geb. Biele, in Cunzendorf, Krs. Sprottau, früher 
Bojanowo und Hochdorf, am 21. 8. 

Diamantene Hochzeit: Der Altfiser Ferdinand Eijermann in 
Sielenzig beging mit feiner Gattin Erneſtine, geb. Hochſchild, am 17. 8. 
das Seſt der diamantenen Hochzeit. 

Bejahrte Oftmärker: Frau Ida Grundtmann, geb. Pohlmann, 
früher Bromberg, jetzt Hamburg 19, Sillemſtr. 42, am 10. 8. 65 J.; 
Frau Marie Hepke, Ehefrau des Gaſtwirts H. in Greulich, Krs. 
Bunzlau, früher in Wettin, Krs. Pleſchen, am 12.8. 72 J.; Neinhold 
Ziebell, Lehrer i. N., in Schlawe, Pommern, früher in Lienfelde, 
Krs. Derent, Weſtpreußen, am 20. 8. 70 J.; Poſtſekretär i. N. Otto 
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Krauſe in Misdrou, früher in Murowana Goslin, am 20. 8. 70 J.; 
Stau Klempnermeiſter Roſina Semmler, Trachenberg i. Schl., 
Hoheſtr. 6, früher Krotoſchin, am 21.8. 70 J.; Lehrer und Kantor i. N. 
Otto Schoefinius in Unruhſtadt bei Züllichau, früher Stralkowo, 
Cjzeczewo und Gneſen, am 28. 8. 86 J.; Lehrer Gotthold Schoefi⸗ 
nius in Stettin, Birkenſtr. 41, früher in Pleſchen, am 24. 8. 60 G.; 
Henriette Guderjahn, Wwe. des Gutsverwalters A. G. in Fried⸗ 
richshöhe bei Wirſitz, zurzeit in Birkenwerder bei Berlin, am 25. 8. 
8 J.; Frau Emma Schlin ke, geb. Abraham, in Bln.-Charlotten= 
burg, Bredomftr. 38 II, früher Wronke, am 13.8, 70 G., 

Seftorben: Gutsbeſitzer Otto Nau, Piotrkowko, Krs. Samter, 
am 11. 8.; Bahnhofswirt Richard Seift, Burgdorf in Hannover, 
früher Santomiſchel (Poſen), am 26. 7. 56 J. (§. war Schriftführer 
der Ortsgruppe Burgdorf); Frau Ida Weſtphal in Berlin-Sried⸗ 
richshagen, Seeſtr. 38/39, Witwe des Gendarmerieleutnants a. D 
Robert Weſtphal, früher Poſen-Jerſitz, Große Berliner Straße, am 
15. 8, 75 J.; Stau Chriſtine Werner, geb. Weiz ju Löcknitz, 
früher Abbau Rehden (Weſtpr.), am 20. 7.; Karl Siefe in Poſen 
am 9. 8., 65 J.; Frau Luiſe Olga Saje wiki, geb. Benkel, Schwar⸗ 
jenau, am 7. 8., 62 J.; Erich Löwenthal, früher Schriftleiter des 
Handelsteils des „Poſener Tageblattes“, am 8. 8. 26 J. (L. war der 
alteſte Sohn des Dr. Löwenthal, der früher Leiter des Auffifchen 
Seminars erſt in Bromberg, ſpäter in Poſen war, der nach dem 
polniſchen Umjturz die Leitung des „Poſener Tageblattes“ übernahm, 
und infolge eines myjterisfen Unfalls — er iſt angeblich nachts bei 
der Heimkehr in ſeine Wohnung über das Treppengeländer geſtürzt 
und hat ſich dabei das Genick gebrochen — geſtorben iſt; fein Sohn 
hat ſich jetzt in einem Soppoter Hotel aus unbekannten Gründen 
erſchoſſen); Paſtor i. R. Paul Greulich in Werden a. d. Aller, 
Münchmeierſtr. 14, am 10.8, 


Aus der uns verbliebenen Offtmark, 


Aus der Grenzmark Pojen-Weftpreufen und der 
mittleren Oftmark. 

Schneidemühl. In Schneidemühl ijt nach einer Mitteilung des 
Kreisarztes ein fünfter Todesfall infolge jpinaler 
Kinderlähmung zu verzeichnen. Gleichzeitig wurde bemerkt, daß 
zwei jungen Mädchen jenſeits des ſchulpflichtigen Alters, die außer⸗ 
halb Schneidemühls an ſpinaler Kinderlähmung erkrankten, trotz der 
Krankheit nach Schneidemühl zugewandert ſind. Als Vorbeugungs⸗ 
maßnahme gegen die neu auftauchende Gefahr einer Einſchleppung 
der Krankheit ſind daher mit fofortiger Wirkung ſämtliche Schulen 
in Schneidemühl vorerſt auf 14 Cage geſchloſſen worden. 

Vie (Oſtbahn). Seit einem halben Jahre wird der Kaufmann 
Hauptmann d. Ref. Irmler aus Berlin wegen Spionage mit Polen 
von der Staatsanwaltſchaft ſteckbrieflich verfolgt. Jetzt wurde er 
in Vietz, wo er ſich bei ſeinet Mutter beſuchsweiſe aufhielt, verhaftet. 

Aus der uns geraubten Eſtmark. 
Aus Poſen. 

Bromberg. Die Bromberger Wafferleitung verſagte am 16. Auguſt 
ihren Dienſt. In der Pumpftation war ein Nohrbruch eingetreten, der 
die Waſſerverſorgung der Stadt lahmlegte. Nach Einbau eines 
Erſatzrohres hatte das Sammelbaſſin fein Vakuum verloren, ſo daß 
nicht der nötige Druck vorhanden war, um das. Waſſer in die Waſſer⸗ 
leitungen zu befördern. In den Gaſtwirtſchaften, Hotelbetrieben und 
Krankenhäuſern waren die Folgen geradezu kataſtrophal. 

Bromberg. Segen den Stadtpräfidenten Dr. Sli⸗ 
winſki war wegen verſchiedener Unregelmäßigkeiten vor Monaten 
ein Difziplinarverfahren eingeleitet worden. Das Oberverwaltungs- 
gericht in Poſen hat in diejem Verfahren jetzt entschieden, daß Dr. 
Sliwinfki zwangsweiſe in den Ruheſtand zu verſetzen iſt. 

Kolmar. Eine polizeiliche Verordnung aus dem Jahre 1925 be⸗ 
Sagt, daß auf den Firmenſchildern die Vornamen der 
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Geſchäftsinhaber auch in polniſcher Sprache ange 
geben werden müſſen, und zwar an erſter Stelle. Auf Grund diefer 
Verordnung erhielten kürzlich einige hieſige Geſchäftsleute, darunter 
der Drogeriebeſitzer Johannes Sohr, der Fleiſchermeiſter Otto Gutz⸗ 
mann, Frau Klara Haber und der Gärtnereibeſitzer Max Saske, 
polizeiliche Strafmandate zugeſtellt, gegen welche die Genannten gericht- 
liche Entſcheidung beantragten. Sie machten geltend, daß auf den 
Sirmenſchildern der Vorname in derſelben Form wiedergegeben Jei, 
wie er im Handelsregiſter und in der ſtandesamtlichen Geburtsurkunde 
eingetragen iſt. Nichtsdeſtoweniger wurden in der Gerichtsverhandlung 
die polizeilichen Strafmandate bis auf den Fall Saske bestätigt. In 
der Urteilsbegründung wurde hervorgehoben, daß die hier in Frage 
kommende Verordnung keine Umwandlung der deutſchen Vornamen 
in polniſche verlange, ſondern daß neben dem Vornamen in deutſcher 
Sorm auch die polniſche Form angegeben werden müſſe, z. B. Jan — 
Johannes Sohr. Im Falle Saske ſtellte das Gericht feſt, daß die 
Vornamen Max und Maxymiljan in der polnischen Sprache gleich- 
11 jind, demnach in dieſem Falle auf Freiſprechung erkannt werden 
mußte. 

Kolmar. In einem Corfjtih wurde ein Skelett aufgefunden. 
Man glaubt, feſtgeſtellt zu haben, daß es ſich um den früheren Poſener 
Studenten Sobanſkei handelt, der vor 9 Jahren eines Tages mit 
einer größeren Geldſumme auf ſein Landgut bei Kolmar gefahren und 
ſei:dem verſchwunden war. Er iſt damals offenbar ermordet und be- 
raubt worden. Es fehlt jeder Anhalt dafür, wer den Raubmord 
damals begangen hat. 


Poſen. In dem Senſationsprozeß gegen Piekucki und Genoſſen 
wegen Sittlichkeitsvergehens an Mädchen unter 
14 Jahren wurde vor kurzem das Urteil gefällt. Es erhielten 
Oberſt der Re. Felix Pie kucki 1% Jahre Gefängnis und 
5 Jahre Ehrverluſt, Kaufmann Wladislaus Andrzejemfki 
1% Jahre Gefängnis und 5 Jahre Chrverluſt, Kaufmann Seltx 
Hirſchberg und Sabrikdirektor Alfons Pawlic bi je 6 Monate 
Gefängnis mit fünfjähriger Bewährungsfriſt, verehelichte Margarete 
Sensler 3 Jahre Gefängnis, Marie Hermann I Jahr Ge- 
fängnis und Marie Nehring 4 Monate Gefängnis. Die Angeklagte 
Helene Strozuk wurde freigeſprochen. 

Aus Weftpreufen. 

Dirſchau. Die Siſenbahnſtreche Danzig — Dirſchau 
beſteht jetzt an 80 Jahren. Am 5. Auguſt 1852 wurde ſie unter reger 
Anteilnahme der Bevölkerung eingeweiht und erſtmalig benutzt. Ba- 
durch gliederte man Danzig dem Eisenbahnnetz an, das damals noch 
recht klein war und nur die Hauptorte miteinander verband. Damals 
führte die Oſtbahn von Berlin über Kreuz zunächſt nach Bromberg 
und von dort nach Dirſchau, dann war Schluß, weil der Brückenbau 
über die Weichſel noch mehrere Jahre erforderte. So begann man denn, 
zunächſt das Schienennetz nach Danzig zu legen und ſchuf dazu den 
erjten Bahnhof in Danzig, den Legetorbahnhof. Die Verbindung mit 
Königsberg kam Jpäter, nachdem der Bau der Weichſelbrücke am 
12. Oktober 1857 beendet war. 


—  ———— 

„Sie gehen eutſchieden zu weit, Herr Hageſtolß, wenn Sie be⸗ 
haupten, ſolche Prachthausfrauen wie früher gebe es heute nicht 
mehr“ — Jagte Frau Lotte zu ihrem ECiſchgaſt, der ſich eben einen 
zweiten Teller von der ihm offenbar herrlich ſchmeckenden Suppe 
erbat. — Herr Hagejtolz verneigte ſich — „es gibt Ausnahmen. Wie 
3. B. bringen Sie es nur fertig, dieſe delikate Suppe um J Uhr auf 
den Ciſch zu ſtellen, wenn Ihr Gatte um 12.20 Uhr anruft, ob er 
noch mich, den verwöhnten Junggeſellen, mitbringen könne?“ Der 
Hausherr lächelte zufrieden: „Meine Frau könnte Ihnen jeden Tag 
im Wonat eine andere, ebenſo ſchmackchafte und ebenſo ſchnell zu- 
bereitete Suppe vorſetzen. Sie ſehen mich ungläubig an, Herr Hage- 
toll?? — Lotte, ſag Du das Zauberwort!“ Und Lotte flüſterte: 
„Maggi’s Suppen.“ 


Dieſe Nummer umfaßt 12 Seiten. 


Herrenzimmer 


mod., Eiche m. kaukaſ. Nußbaum, neu, beſteh. aus: 

Bibliothekſchrank, 230 em breit. Dipl.⸗Schreib⸗ 

tiſch, rund. Tiſch, 2 Stühle, Schreibſeſſel, 275 RM. 

Lichtspiel-Agentur- und Einricht. GmbH 

Berlin-Halensee, Kurfürſtendamm 133 
Brabant 4077. 


Restuurunt 


ſchuldenfrei, 
II verkauft, 
weil alt u. alleinſtehend, 


Ringfreie 


Umzü DE seit 1908 


ÜberdieOftfragen| 
unterrichtet lau- 
Frau Pfeffer, end auf’s befte| 

Berlin, unſer | 


öpenicker Str. 63. 
ee „Gſtland⸗ 


Bezugspr. viertelj. nur 
1 8 
1,50 M. (ohne Beſtellg.) Een 


Friseurgeschäft 


2 Damen, 3 Herren, wegen Todesfalls an 


tücht. Fachehepaar preis w. zu verk., 
eutl, Vorkaufsrecht auf Grundstück. 


Karl Lindner, Drossen 
"Poststr. 23. 


D. Noerenherg, Berlin, Lichterfelde-West, 


Dürerstraße 41. Telephon: G 3 6079. 
Früher Bromberg. 


FFF 


| Oftmärker! Proviſionsfreil 
Glänzende Existenzen! 
Anzahl. Hl 


Neſtaurationsgrundſtück m. Seſt⸗ 
jaal (Jahresgeſchäft) in bedeu— 
landen e Schle⸗ 
liens . Preis: 

Anz.: 

Landhaus, in völlig lärm und 
jtaubfreier Lage, für Arzt mit 
Klinik beſonders geeignet, in 
Traunftein (Oberbayern) 22 oo 

Kurhaus mit Rejtaurationsbe- 
trieb, Tanz- und TCheaterſaal 
in herrlicher Gegend der deut- 
chen Schweiz. Nach Vereinb. 

12⸗Co.-Dampfmühle in lebhafter 
Kreisſtadt d. Prob. Hannover 25 000 

Sabrikgrundftück mit Wohnhaus 
in Baden. 26.000 

Srundftück (J. G. dame 
in Quedlinburg . . 

Graupappenfabrik in Stettin 

Preis: 27 odo 

Landhausbeſitzung i. bedeutendem 

Verl. Bade- und Ausflugsort 
Anzahl. n. Vereinb. 

-Miet- und Geſchäftshaus im 
Sentrum Apoldas 8 
Wohnhaus mit prächt. Garten i. 

der Schweiz e e e 

skr. 

Glänzend eingeführtes Hotel mit 

Rejtauration und Sejtjaal in 

größerer Stadt d. Uckermark 

Grundſtück mit Woll- u. Weiß- 

warengeſchäft, unmittelbar am 

Marktplatz eines uckermär- 

kiſchen Städtchens gelegen 

Preis: 
und Geſchäftshaus in 
Geſchäftsgegend 
der Provinz 


4 500 
18.000 


20.000 
15 000 


20 000 


15 500 
Wohn- 
verkehrsr. 
einer Stadt 
Brandenburg 
Gut eingeführte Küchenmöbel⸗ 
jabrik in Schlef., Nähe Görlitz 

Preis: 
Anz.: 
Rolonialmaren -Grundſtück mit 
Drogenhandel und Cankſſtelle, 
5 Morgen, seien! Nähe 
Neuſtrelitz 3: 2 
Geſchäftsgrundſtück mit Neſtau⸗ 
ration u. Sremdenlogierbetrieb 
in weſtd. Univerſitätsſtadt . . 12000 
Neſtaurationsgrundſtück (Aus- 
flugslokal) in landſchaftlich 
hervorragender Lage bei Kiel 
7,5 Tagwerk großes ländliches 
Anweſen m. Moſterei i. baher. 
Allgäu. Gelegenheitsangebot f. 
Landwirte, Farmer u. Winzer 
48 Tagwerk großes Wieſengut 
im bauriſchen Allgäu . . 
Landgaſthof mit Landwirtſchaft 
im Necknitztal (Pommern). 
Villengrundſtück, einſchl. ge⸗ 
ſchmackvoller Gartenanlage m. 
ſchönem Baumbeſtand, 790 qm, 
in Riefa an der Elbe. . . 20000 
Landwirtſchaft mit angeglied. 
Ciſchlereibetrieb in der Neu- 
mark . Preis nur 
Kleinere Candwirtichaft (16 Mg.) 
in der Neumark 
Preis 10 000—12 000 
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Berlin, zur 1. Stelle 


RM. 5750, — 


von Selbstgeber 
gesucht. 

Angebote unter 2632 

an das n erbeten. 


Kriegswitwe 


42 Jahre, 

sucht Stellung 
in frauenloſem Haus⸗ 
halt zwecks ſpäterer 


Heirat. Offerten unter 
2648 a. d. Oſtland erb. 


Fräulein 


37 Jahre, vom Lande, 
10 000 Mark und gute 
Wäſcheausſt., wünscht 
Briefwechsel mit 
mittl. Beamten od. gutſ. 
Landwirt. Ang. unter 
2642 an das Oſtland. 


6＋ꝓ— .. 
Oſtmärker, 


tretet unjerer 
Oſtbundſterbekaſſe = 


412 


wo. 


„%%% %%% 


Aufbaukredit 


Berlin W. 30, Motzſtraße 22. 


Verwertung von 


für Grenz- u. Auslandsdeutsche G. m. bh. N. 
(Geschädigtenhlife des Deutschen Ostbundes) 
Tel. B 5 Barbaroſſa 9061. 


6%, Reichsschuldbuchforderungen 


durch Verkauf und Beleihung (im Rahmen 
der uns zur Verfügung stehenden Mittel) 


Beratung in Vermögensanlagen 
und allen Kreditangelegenheiten 


Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 


Durch Beſchluß zweier Generalver⸗ 
ſammlungen vom 22. 6. 1932 iſt unſere 
Genoſſenſchaft aufgelöſt worden. 


Zu Liquidatoren wurden gewählt: 


Die Herren 

Regierungs⸗Inſpektor Thomas Kubis, 
Breslau, 

Verbandsangeſtellter Viktor Seidel, 
Breslau. 

Die Gläubiger der Genoſſenſchaft wer⸗ 

den aufgefordert, ſich zu melden. 

Breslau, den 11. Auguſt 1932. 

Bauſchulſtr. 15. 

Spar- und Darlehnskasse 
Deutscher Ostbund 
Schlesien i. L. 

e. G. m. u. H. 


Die Liquidatoren: Kubis Seidel 


Bilanz am 31. Dezember 1931. 


Aktiva. 

Oſtm. Spar⸗ u. Darl. 
Kſſ. (() 
Baukonto 
Verlust Geſch.⸗Anteile 


Sa. 


25 533,71 


Paſſiva. 
Oſtm. Spar- u. Darl. 

16,88 Kſſ. (a) 2 148,71 
2050, — Reſerve fonds 538,50 
9555, 50 Rückſt. Darlehnszinſ. 2 992,72 
13 91 1,38 gültige Anteile 80,— 

Darlehnstonto 2 19 673,78 


Sa. 25 533,71 


Gewinn und Verluſt. 


Soll. 
g e 0 
s Mai 1911 
ut Darl.⸗Zinſ. 1931 
Geſchäftsunkoſten 


. 19 366,54 


Sa 


Haben. 

Durch Vergleich Seel . 1368,30 

17 570,74 Zinſengutſchr. Oſtm. Spar⸗ 
1346,76 und Daklehns⸗Kaſſe. 726,70 
49,04 Zinſenn 0,1 

Abſchreibung vom Ge⸗ 

ſchäfts⸗Guthab.⸗Konto 

Reſt der 95 ez. Gut⸗ 

haben und Reſt der 


gen Guthaben . 3 360,— 
Berlit e 13.911,38 


19 366,54 


Mitgliederbewegung. 
Beſtand zu Beginn des e 25 Mitglieder mit 25 Anteilen 


Abgang im Jahre 1931 . 


Beſtand am 31. Dezember 1981. — 


7 2 2 
18 2 2 


— . 


33 „ 


Die Haftſumme beträgt 5400,— M. 
Die Geſchäftsanteilſumme iſt gemäß Beſchluß der Generalverſammlung 


abgeſchrieben. 


x 


Berlin, den 29. Juli 1932. 


‚| Gemeinnützige Baugenossenschaft Landesverband Berlin- 


Brandenburg des Deutschen Ostbundes (E.-V.) e. C. m. b. I. 


Für mein Aolonial- 

waren ⸗ u. Delikateſſen⸗ 

geigäft suche per 
1. September einen 


Lehrling. 
Sohn achtbarer Eltern 
mit guter Schulbildung. 
Bewerb. mit Lebens⸗ 
lauf. Freie Station! 
Paul Düsterwald, Letschin 
(Oderbruch), Marktpl. 


Wohnhaus 


11 ide. N ben 
üche arogheizun 
elektr. Licht, lee 
kellert, Stall u. Waſch⸗ 
küche, nebſt / Morg. 
Garten ſof. zu verkauf. 
Paul Meyer, 
Crossen a. d. Oder, 
Siedlung 36. 


Grundstück 


in allerbeiter Lage, nahe 
der Stadt Croſſen a. O. 
elegen, ſehr gut er⸗ 
Aalen, mit 4 Morgen 
gutem Obſt⸗ und Ge⸗ 
Mniifegazien, paſſend für 
jedes Geſchäft, ſofort 
preiswert zu verkaufen. 
Meldung an 
Fr. Reinhardt, 
Croſſen a. O., Fiſcherei. 


6 Verkaufe meine 


Bäckerei mit 
Rolonialwaren 


Umſatz 18 000 M., Anz. 
4000 — 5000 M. Preis 
19 000 M. Evtl. zu 
verpachten, en 
3000 M. K. Hentſchel, 
Görlitz, Görlitz. Reuterſtr. 1116 1116 


Landwohnung 


in d. Nähe v. Branden⸗ 
burg, 2 — 3 Zimmer 
nebſt Garten u. Stal⸗ 
lung, am Waſſer, als 
Ruheſitz oder f. Hand⸗ 
werker geeignet, billig 
zu vermieten. R. Meſen⸗ 
berg, Hohenfercheſar, 
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